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„Pariser“  
für H(alle)!

Unter dem Motto „Pariser“ für H(alle)! ! n-
det am Freitag, dem 30. November 2012, im 
CinemaxX für Schüler aus Halle und dem 
Saalekreis ein JugendFilmtag zu den The-
men Liebe, Sexualität und Aids statt – or-
ganisiert von den Mitgliedern des Koordi-
nierungskreises Aids-Prävention Halle und 
Saalekreis in Zusammenarbeit mit dem Cine-
maxX. Gleichzeitig wird die 20jährige Prä-
ventionsarbeit des Arbeitskreises durch eine 
Dokumentation präsentiert. Halles Beigeord-
neter Dr. Bernd Wiegand, der die Schirm-
herrschaft übernommen hat, wird die Ver-
anstaltung 9.45 Uhr eröffnen. Der Koordi-
nierungskreis Aids-Prävention wurde 1992 
unter der Leitung des Gesundheitsamtes der 
Stadt Halle gegründet. Seitdem konnten über 
17 000 Schülerinnen und Schüler über Pro-
jekte erreicht und unterstützt werden.

Große Ulrichstraße –
Infos zum Umbau

Das Dezernat Planen und Bauen der Stadt-
verwaltung Halle, die Hallesche Verkehrs 
AG sowie die Stadtwerke werden am Mon-
tag, dem 17. Dezember 2012, um 18 Uhr 
im Stadthaus, Großer Saal, Marktplatz 2 
die Anlieger über die Durchführung der 
Baumaßnahme Umgestaltung nördliche 
Große Ulrichstraße im Rahmen einer Ver-
anstaltung informieren. Die gewerblichen 
Anlieger werden zu einer gesonderten Ver-
anstaltung eingeladen.

Gedenktafel für
Prof. Hermann Goltz

In Würdigung des Wirkens des Theologen 
und Universitätsprofessors Hermann Goltz 
(1946 – 2010) hat die Stadt Halle (Saale) eine 
Gedenktafel an dessen langjährigem Wohn-
haus, Schleiermacherstraße 19, anbringen las-
sen. Der Text der Gedenktafel wurde u.a. 
mit der Witwe und dem Sohn sowie lang-
jährigen Weggefährten abgestimmt. Die 
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen 
Verdienste von Hermann Goltz sind höchst 
umfangreich. Empfohlen sei die Publikati-
on „LOGOS im DIALOGOS. Auf der Su-
che nach der Orthodoxie. Gedenkschrift für 
Hermann Goltz (1946-2010)“. Goltz forschte, 
lehrte und publizierte zu Theologie, Kunst 
und Kultur der Orthodoxen Kirchen, insbe-
sondere zur griechisch-slawischen Orthodo-
xie und zur armenischen Kirche. Besondere 
Verdienste erwarb sich Goltz um die wissen-
schaftliche, öffentlichkeitswirksame Aufar-
beitung des Völkermordes an den Armeniern.

Willy-Brandt-Straße
ist jetzt amtlich

Die Umbenennung der Philipp-Müller-Stra-
ße in „Willy-Brandt-Straße“ ist seit Diens-
tag, dem 20. November 2012, amtlich. OB 
Dagmar Szabados und der Beigeordnete für 
Planen und Bauen, Uwe Stäglin, enthüllten 
in einer kleinen Feierstunde die neuen Schil-
der. Bereits am Montag, dem 19. Novem-
ber, wurden die neuen Namensschilder in 
der Straße vom Rannischen Platz bis zur 
Merseburger Straße angebracht. Für einen 
Übergangszeitraum von 18 Monaten werden 
die alten Straßenschilder (zusätzlich zu den 
neuen) in „durchgekreuzter“ Form am Ort 
belassen. Der Stadtrat hat am 28. März 2012 
die Umbenennung beschlossen. .

Mehr Infos: siehe Seite 8

Stadtführungen in 
der Adventszeit

Die Stadtmarketing Halle (Saale) GmbH bietet 
in der Adventszeit besondere Führungen an: 
Auf eine Entdeckungsreise über den halle-
schen Weihnachtsmarkt geht es am Donners-
tag, dem 6., 13. und 20. Dezember, um je-
weils 16 Uhr bei der Führung „Winterzau-
ber für Klein und Groß“. Mit dem Nikolaus 
durch die historische Altstadt heißt es am 
Freitag, dem 7. und 21. Dezember, um je-
weils 18 Uhr. Rundfahrten durch Halle mit 
der „Winter-Tatra“ stehen am Sonnabend, 8. 
und 22. Dezember, ab 11 Uhr auf dem Pro-
gramm. An den Adventswochenenden – im-
mer samstags und sonntags – sind die Haus-
mannstürme der Marktkirche von 15 bis 19 
Uhr geöffnet (am 1. Dezember nur bis 17.30 
Uhr). Detailinformationen und Anmeldung: 
Tourist-Info Marktschlösschen, Tel.: 03 45-122 99 
84 / E-Mail: touristinfo@stadtmarketing-halle.de.

Bürgerbrücke kann 
gebaut werden

Spätestens zum Laternenfest 2013 soll die 
Brücke zwischen Eissporthalle und Peiß-
nitz stehen. Der Bau, der voraussichtlich im 
März startet, wird u.a. durch die 42 000 Euro 
Spendengelder hallescher Bürger möglich, 
die auf Initiative der Wohnungsunterneh-
men GWG und BWG eingeworben wurden. 
Das Bauwerk, das insgesamt rund 430 000 
Euro kostet, wird zunächst als Fußgänger/
Radfahrerbrücke gebaut. In einer weiteren 
Ausbauoption soll sie später auch für Kraft-
fahrzeuge nutzbar sein. Der Gehwegbereich 
wird eine Breite von 1,50 Metern haben. Für 
den späteren Autoverkehr, der sich vor allem 
aus der Belieferung des Peißnitzhauses und 
der Freilichtbühne ergibt, stehen  5,50 Meter 
Fahrbahnbreite zur Verfügung. Die Stahl-
rohrfachwerkbrücke soll in ihrem Endzu-
stand eine Traglast von 60 Tonnen haben.

Die alte Brücke musste bereits 2011 we-
gen Baufälligkeit abgerissen werden.

Neue Schau im Wolff-Haus
„Geselligkeiten und die Freyheit zu philosophieren“ – Ausstellung im Stadtmuseum eröffnet

Das 18. Jahrhundert – zweifellos eine Epoche 
des grundlegenden gesellschaftlichen Wandels, 
der bis in die Gegenwart folgenreich strahlt –, 
ist der „Stoff“, aus dem die Kuratorin Cornelia 
Zimmermann und Kollegen eine Ausstellung 
für das hallesche Stadtmuseum (Christian-
Wolff-Haus) entwickelt haben. Am Montag 
ist die Schau „Geselligkeit und die ,Freyheit 
zu philosophieren‘“ von Kultusstaatssekretär 
Dr. Jan Hofmann und OB Dagmar Szabados 
eröffnet worden. Die Exposition erlaubt ei-
nen Blick in das alltägliche, wissenschaft-
liche und intellektuelle Leben Halles jener 
Zeit. Sie zeigt den geistigen und geselligen 
Austausch von Lesegesellschaften, privater 
Salonkultur und Freimaurerlogen. Zu sehen 
sind rund 250 Objekte aus den Sammlungen 
des Stadtmuseums sowie ausgewählte Stücke 
anderer Leihgeber. Zum Teil wurden diese 
bisher noch nicht öffentlich gezeigt. Darun-
ter ist ein barocker Schreibsekretär, der dem 
Mobiliar von Christian Wolff zugeschrieben 
wird. Ein besonderes Stück ist eine restau-
rierte Fahne aus dem Siebenjährigen Krieg.

OB Dagmar Szabados dankte der Lan-
desregierung, die Schirmherr der Initiative 
„Sachsen-Anhalt und das 18. Jahrhundert“ 
ist: „Über viele Jahre hat das Land mit groß-
zügiger Förderung die Entwicklung des Mu-
seums ! nanziell unterstützt, um für den im 
18. Jahrhundert europaweit bekannten Auf-
klärungsphilosophen Christian-Wolff einen 
kulturellen Gedächtnisort einzurichten sowie 
die Stadt Halle als bedeutsamen Ort der deut-
schen Frühaufklärung zu würdigen.“

Die Ausstellung ist der Höhepunkt im The-
menjahr „Geselligkeiten“, das Halle mit den 
25 Hauptpartnern des landesweiten Projektes 

festlich begeht. „Ich freue mich, dass das 
Gesamtprojekt den Auftakt für eine Reihe 
von Veranstaltungsformaten bildet und auch 
Angebote für Jung und Alt bereithält. Denn 
dieses Haus ist für jeden offen – vor allem 
wollen wir jungen Menschen unsere Stadt-

geschichte anschaulich vermitteln. Dies ist 
uns mit der Kampagne ,wissenschaft in hal-
le‘ bereits hervorragend gelungen“, so Dag-
mar Szabados. Am 29. November, 2. und 9. 
Dezember, jeweils 15 Uhr führt die Kurato-
rin selbst durch die Ausstellung.

Nun mit neuer Schau: das Chrsitian-Wolff-Haus in der Großen Märker-Straße. Foto (Archiv): Th. Ziegler

Meinungen der Hallenser sind gefragt
Verwaltung startet Bürgerumfrage / 6000 Personen per Zufall ausgewählt / Erste Ergebnisse im März 2013

In dieser Woche erhalten 6000 zufällig aus-
gewählte Bürger und Bürgerinnen der Stadt 
Halle mit der Post Fragebögen der Bürger-
umfrage Halle 2012. Diese wird in enger Zu-
sammenarbeit zwischen der Stadt Halle und 
dem Institut für Soziologie der MLU Halle-
Wittenberg von einem Team um Prof. Rein-
hold Sackmann durchgeführt. Die Bürgerum-
frage, die regelmäßig seit 1993 – und nun-
mehr zum elften Mal – durchgeführt wird, 
ermöglicht präzise städtische Planungen, z. 
B. für die Fortschreibung des Integrierten 
Stadtentwicklungskonzeptes. Sie stellt zu-
dem ein zentrales Instrument der demokra-
tischen Mitbestimmung dar, da geprüft wird, 
mit welchen Entwicklungen der Stadt die 
Bürger zufrieden sind und in welchen Be-
reichen sie sich Verbesserungen wünschen.

Schwerpunkte der Befragung in diesem 
Jahr sind neben den Fragen zum Wohnen 
Aussagen zur Qualität und Zufriedenheit 

mit der Internetversorgung, die offenbar 
für viele Einwohner der Stadt nicht völlig 
den Erwartungen entspricht. Weiterhin wird 
u.a. zum Thema P" egebedürftigkeit, zum 
Service der Ämter der Stadt, zu Stadtvier-
telproblemen und zur Haushaltskonsolidie-
rung gefragt. Hohe Aktualität haben die Fra-
gen zum beabsichtigten neuen Stadtentwick-
lungskonzept. 

Uwe Stäglin, Beigeordneter für 
Planen und Bauen: Gerade 
durch die Bürgerumfrage können 
Zufriedenheit und Interesse der 
Bürger an städtischen Themen 
besonders gut abgelesen werden.

Mit der Bürgerumfrage soll ein erster 
Schritt zu einer breiten und frü hzeitigen 
Beteiligung der Bürger gemacht werden. 
Freiwillige für die Mitwirkung in vertie-

fenden Bürgerkonferenzen im Jahr 2013 
werden gesucht.

Passend zum Befragungsthema Internet 
gibt es die Möglichkeit, die Fragen der Bürge-
rumfrage alternativ im Internet direkt zu be-
antworten. Unabhängig davon, ob die Fragen 
auf Papier oder im Netz beantwortet werden, 
bittet die Stadt Halle um eine rege Beteili-
gung. Je mehr Personen an der Befragung 
teilnehmen, desto repräsentativer sind die 
Einschätzungen der Bürger und desto ernster 
müssen Stadtrat und Verwaltung die Wün-
sche der Bürger nehmen. Uwe Stäglin, Bei-
geordneter für Planen und Bauen: „Gerade 
durch die Bürgerumfrage können Zufrieden-
heit und Interesse der Bürger an städtischen 
Themen besonders gut abgelesen werden.“

Die Stadtverwaltung erwartet erfahrungs-
gemäß eine Rücklaufquote von mindestens 50 
Prozent. Erste Auswertungsergebnisse werden 
voraussichtlich Ende März 2013 vorliegen.

Weihnachtsmarkt
lockt bis 23. Dezember
Glühweinduft und Lichterglanz – seit gestern 
weihnachtet es wieder auf Halles Marktplatz. 
Bis zum 23. Dezember sorgen 133 Händler 
und Schausteller für buntes Treiben zwischen 
Rotem Turm und Ratshof. Bis zum 7. Januar 
werden die 220 Baumkugeln und die 2500 
Lämpchen die Weihnachts! chte schmücken. 
Zudem wird ab dem 1. Dezember jeweils 
ein roter Stern in einem Fenster des Rats-
hofturmes angeknipst. Beleuchtet wird neben 
dem Roten Turm und der Marktkirche in die-
sem Jahr erstmals auch das Händel-Denkmal 
und das Stadthaus. Eine Weihnachtsmarkt-
broschüre der Stadtmarketing Halle (Saale) 
GmbH informiert über Veranstaltungen in der 
Adventszeit. Sie liegt u.a. in der Tourist-Info 
(Marktschlösschen) und im Ratshof aus. Noch 
ein Tipp für „Sammeltassen“-Freunde: Der 
Glühwein wird in diesem Jahr in bordeaux-
roten Gefäßen kredenzt. Weihnachtsmarkt 
geöffnet: mo.-sa. 10-21 Uhr, so. 11-21 Uhr

OB überreicht Kunstpreis
an Prof. Bernd Göbel

Prof. Bernd Göbel (Foto) 
ist der neue Kunstpreis-
träger der Stadt Halle 
(Saale). OB Szabados 
überreichte den Preis am 
vergangenen Donnerstag 
an den Künstler. 

Göbel trug sich ge-
meinsam mit seinen „Vor-
gängern“ Uwe Pfeifer, Renée Rei-
chenbach und Otto Möhwald in 
das Goldene Buch der Stadt ein. 
Willi Sitte nahm die Eintragung 
bereits vor. 

Der Plastiker gilt als einer der 
renommiertesten deutschen Bild-
hauer. Seit 1982 leitete er fast 30 
Jahre lang die Bildhauerklasse an 

der Burg Giebichenstein. 
1991 wurde er Prorektor 
der Kunsthochschule. Le-
gendär ist sein bildhaue-
risches Schaffen in enger 
Verbindung zu Halle, der 
Stadt, die ihm seit vielen 
Jahren Heimat ist. Der 
Brunnen auf dem Hall-

markt, der Nasreddin-Brunnen in 
Neustadt und das Liebespaar auf 
dem Boulevard stammen aus sei-
ner Hand. „Bernd Göbel hat nicht 
zuletzt die künstlerisch-architek-
tonische Auferstehung des Stadt-
gottesackers maßgeblich beglei-
tet. Auch dafür gilt unser Dank“, 
betonte OB Szabados.

Josep Caballé-Domenech –
neue Chef der Staatskapelle?

Geht es nach dem 
Aufsichtsrat der The-
ater, Oper und Orche-
ster GmbH (TOO) soll 
Josep Caballé-Domen-
ech (Foto) neuer Gene-
ralmusikdirektor (GMD) 
der Staatskapelle Halle 
werden. Am vergange-
nen Freitag hat das Aufsichts-
ratsgremium den Geschäftsfüh-
rer der TOO, Rolf Stiska, be-
auftragt, Vertragsverhandlungen 
mit Josep Caballé-Domenech 
als neuem Generalmusikdirek-
tor aufzunehmen. Wann die Ver-
handlungen abgeschlossen sein 
werden, konnte TOO-Sprecherin 

Susanne Springer nicht 
sagen. Ziel sei es, dass 
Josep Caballé-Domen-
ech nach dem Sommer 
2013, also zu Beginn der 
neuen Spielzeit seine Ar-
beit aufnehmen kann. 

Josep Caballé-Do-
menech hatte sich im 

2. Sinfoniekonzert der Staats-
kapelle Halle Anfang Novem-
ber 2012 dem halleschen Konzert-
publikum vorgestellt und wurde 
von Kritik und Publikum glei-
chermaßen gefeiert.

Der Katalane soll Karl-Heinz 
Steffens ablösen, der seit 2008  
die Staatskapelle leitet.





AUS DEN FRAKTIONEN DES STADTRATES 

Vor einiger Zeit haben wir als Frakti-
on MitBÜRGER für Halle – NEUES 
FORUM einen Antrag gestellt, der 
sich mit der barrierefreien Mobili-
tät für Menschen mit Behinderungen 
in unserer Gesellschaft beschäftigte. 
Die Antwort der Verwaltung war 
sehr eindeutig und auch juristisch 
nachvollziehbar. Nun stellt sich uns 
die Frage, warum gelten diese Re-
geln bei neuen Bauvorhaben nicht 
auch für das Land, für private Bau-
herren, deren Planer und den Behör-
den von Land und Kommune, die die 
Genehmigungen erlassen. Das Bau-
vorhaben des Universitätscampus in 
der Abderhaldenstraße ist ein von 
Land !nanziertes Projekt, während 
die neue Passage von einem privaten 
Bauherrn geplant wurde. Die jetzige 
Planung zum geisteswissenschaft-
lichen Zentrum sieht aber für die Zu-
gänglichkeit über die neue Passage 
eine Treppenanlage mit einem Hö-
henunterschied von 3m vor. 

Mal abgesehen von studentischen 
Eltern, die mit den ohnehin nicht 
leichten Kinderwagen wegen der Um-
wege einen hohen Zeitfaktor einrech-
nen müssen, wird es auch für behin-

derte Studenten unmöglich sein die-
sen Zugang zu benutzen. Damit wird 
ihnen der "ießende Zugang zu den 
umliegenden Unigebäuden am Stein-
tor und in der Innenstadt verwährt.

Dies nicht genug. So sind in den 
Planungsvorhaben ca. 300 Abstellan-
lagen für Radfahrer vorgesehen, sehr 
löblich und zukunftsorientiert ge-
dacht. Doch spätestens an dem Teil 
ihrer Arbeit hätte alle beteiligten Ak-
teure, nun wirklich auf die Idee eines 
Rampenbaus kommen können, selbst 
wenn es sich hier um unterschied-
liche Bauträger handelt.

Ist diese Vorstellung nur eine Lai-
enhafte? Ich würde sagen eine sehr 
Praktische. Vor allem wenn man in 
unserer Stadt als Radfahrer, in Be-
gleitung mit Eltern oder mit behin-
derten Freunden unterwegs ist, ärgert 
es, von solchen Planungsvorhaben zu 
lesen. Entweder sind die Akteure alle 
Autofahrer oder man muss annehmen 
sie haben keine Ahnung, welchen 
Kraftaufwand es denen kostet, die 
mit dem Fahrrad mit ein oder zwei 
Kindersitzen, einen solchen Höhen-
unterschied überwinden müssen. 
Zum Problem können da schon eine 

höhere Bordkante oder fehlende P"a-
stersteine werden. Von diesen Unzu-
gänglichkeiten gibt es schon viel zu 
viele in unserer Stadt. Diese gilt es 
in Zukunft zu vermeiden und des-
halb sollten Uni wie Stadt/Bauherr 
eine gemeinsame Lösung !nden, um 
für alle Beteiligten eine barrierefreie 
Mobilität zu gewähren. Denn diese 
verschafft allen Autonomie, Sicher-
heit und Zugänglichkeit zu öffentli-
chen Plätzen, Wegen und Straßen und 
wird dem Gleichbehandlungsprinzip 
gerecht. Wir hoffen auf solch einen 
Kompromiss und haben in diesem 
Sinne erneut einen Antrag gestellt.

Alle reden von Kompromissen,  
wir wollen einen

Auf der Suche nach einem Betreu-
ungsplatz für Kinder unter drei 
Jahren tingeln entnervte Eltern in 
Halle vergeblich von Einrichtung 
zu Einrichtung. Während andere 
Städte zur Entlastung schon lange 
die Tagesp"ege als Zusatzangebot 
nutzen, gibt es in Halle noch keine 
nennenswerten Bemühungen, um 
den Rechtsanspruch von Eltern 
auf einen Krippenplatz durch Ta-
gesmütter und -väter abzusichern.
Lange war es in Halle vergleichs-
weise einfach eine Tagesbetreuung 
für unter Dreijährige zu bekom-
men. Zukünftig wird die Bereitstel-
lung von ausreichend Betreuungs-
plätzen vor dem Hintergrund der 
weiter steigenden Kinderzahlen 
und der zunehmenden Inanspruch-
nahme von institutioneller Kinder-
betreuung auch bei uns zum Pro-
blem werden. Laut der städtischen 
Bedarfsplanung für Kindertages-
stätten 2012 wurde im Krippenbe-
reich mit einer durchschnittlichen 
Belegung mit 3560 Kindern ge-
rechnet. Aktuell werden bereits 
rund 3700 Kinder betreut. Wenn-
gleich 2011 of!ziell 3766 Betreu-
ungsplätze ausgewiesen wurden 
und neue Kapazitäten dazu kom-

men sollten, dürfte der Ausla-
stungsgrad bei nahezu 100 Pro-
zent liegen. 

Um mit der Entwicklung Schritt 
zu halten, ist es notwendig, dass 
die Stadt zusammen mit den frei-
en Trägern die Platzkapazitäten 
erweitert. Insbesondere bei der 
wohnortnahen Bereitstellung von 
Kitaplätzen gibt es eine Unterver-
sorgung in bestimmten Stadtge-
bieten. Hier muss stärker als bis-
her gegengesteuert werden. Bisher 
hat die Stadt nicht im Blick, dass 
mit der in Nachbarstädten sehr 
gängigen Betreuungsform der Ta-
gesp"ege eine "exible Möglich-
keit zur Kapazitätserweiterung 
zur Verfügung steht. In Magde-
burg waren im letzten Jahr 61 Ta-
gesmütter und -väter aktiv, geplant 
wurde für 2012 mit 274 Betreu-
ungsplätzen. In Halle gibt es ledig-
lich 60 Betreuungsplätze für un-
ter Dreijährige. Weiterhin fehlt in 
Halle eine kommunale Richtlinie, 
in der die Rahmenbedingungen für 
eine Betreuung in der Kindertages-
p"ege für Eltern, aber auch für Ta-
gesmütter und -väter nachvollzieh-
bar geregelt werden. Kompliziert 
wird das ganze zudem durch ein 

umständliches Bewilligungsver-
fahren: Wollen Eltern in Halle ihr 
Kind von einer Tagesp"egeperson 
betreuen lassen, müssen sie dies 
bei der Stadt beantragen. Erst mit 
der Bewilligung erhält die Tages-
p"egeperson den städtischen Zu-
schuss, der bei Betreuungsplätzen 
in Kitas automatisch gewährt wird. 
Wir wollen, dass Tagesp"ege und 
Kindertagesstätte gleichberechtigt 
behandelt werden. Die Stadt ist an-
gewiesen auf ein gut ausgebautes 
Netz an Tagesmüttern und -vätern. 
Hier sehen wir dringenden Hand-
lungsbedarf.
. 

Suche Krippenplatz! Wer kann helfen?

Das Stadtbad liegt nicht nur geo-
gra!sch, sondern auch emotional 
mitten im Herzen unserer Stadt. 
Das liegt nicht zuletzt daran, dass 
dort viele Hallenserinnen und 
Hallenser ihre ersten Schwimm-
versuche unternommen haben 
und nun, manche inzwischen im 
hohen Alter, noch immer voller 
Freude ihre Bahnen ziehen.

Diese Freude wurde allerdings 
getrübt, nachdem bekannt wur-
de, dass die Frauenhalle aufgrund 
baulicher Schäden an der Kup-
peldecke seit dem 17.10.2012 bis 
zur Beseitigung der Gefahren ge-
schlossen bleiben muss.

Angesichts der überaus ange-
spannten Haushaltssituation un-
serer Stadt stellen sich nun die fol-
genden Fragen: „Kann es mit dem 
Stadtbad weitergehen?“ und „Wie 
soll es weitergehen?“ Dabei muss, 
wollen wir für das Stadtbad eine 
langfristige Lösung !nden, nach 
unserer Einschätzung die zwei-
te Frage zuerst beantwortet wer-
den. Dies kann aber weder die Bä-
der Halle GmbH noch die Stadt-
verwaltung allein leisten. Aus 
diesem Grund haben wir in der 
Novembersitzung des Stadtrates 

den Antrag eingebracht, dass die 
Stadtverwaltung die Bäder Halle 
GmbH bei der Suche nach einem 
langfristig tragfähigen Konzept 
zu unterstützen hat.

Ziel muss die Rettung des zwi-
schen 1913 und 1915 nach Entwür-
fen des Stadtbaumeisters Wilhelm 
Jost errichteten Stadtbades mit 
seiner in jeglicher Hinsicht sehens- 
und erhaltenswerten Architektur 
sein. Aufgrund der zentralen Lage 
dieses Bades und der knappen 
Bahnkapazitäten in den übrigen 
Schwimmhallen der Stadt wird 
das Stadtbad für den Schwimm-
unterricht von Kindergärten und 
Schulen, den Schwimmsport und 
das öffentliche Schwimmen drin-
gend gebraucht.

Mit der räumlichen Nähe zu 
beliebten und dicht besiedelten 
Wohnvierteln und in Nachbar-
schaft zur ehemaligen Steintor-
schule, die in den kommenden 
Jahren für ca. 9 Mio. Euro zu ei-
ner Jugendherberge mit etwa 240 
Betten umgebaut werden soll, se-
hen wir den Bedarf für das Bad in 
jedem Fall gegeben. Nun muss es 
darum gehen, wie dieser Bedarf 
wirtschaftlich befriedigt werden 

kann. Denkverbote darf es dabei 
nicht geben. Zum Beispiel der Ge-
sundheitsmarkt könnte hier bisher 
zu wenig beachtete Chancen bie-
ten.

In diesen Prozess sind selbst-
verständlich die Nutzerinnen und 
Nutzer einzubeziehen. Wir brau-
chen eine möglichst breite Zu-
stimmung und die Bereitschaft 
aller, sich nach Kräften für den 
Weiterbetrieb des Stadtbades ein-
zusetzen. Wenn Stadtrat, Stadtver-
waltung und Bäder Halle GmbH 
in dieser Frage gemeinsam mit 
den Bürgerinnen und Bürgern als 

„Konzern Stadt“ denken und han-
deln, kann und wird unser Stadt-
bad noch vielen Generationen 
Schwimmfreude bereiten.

CDU-Fraktion

Das Stadtbad hat Zukunft

Wenn der Haushalt in Zahlen gegos-
sene Politik ist, sieht es in Halle depri-
mierend aus. Gemäß eines Stadtrats-
beschlusses vom 30. März 2011 sollte 
der Haushalt für das Jahr 2013 von der 
Verwaltung bis zum 30. September 
2012 in den Stadtrat eingebracht wer-
den. Damit wäre sichergestellt, dass 
nach intensiven Beratungen unter Teil-
habe der Öffentlichkeit die Stadt ihren 
Haushaltsplan gesetzeskonform, also 
noch dieses Jahr der Kommunalauf-
sicht vorlegen kann. Jeden Monat wur-
den wir auf den Folgemonat vertröstet. 
Aktuell will die Verwaltung den Haus-
haltsentwurf erst im Januar 2013 ein-
bringen. 

Begründet wird dies mit sich mög-
licherweise verändernden Landeszu-
weisungen. Fördermittel und andere 
Zuweisungen des Landes, des Bundes 
und der EU ändern sich auch wäh-
rend eines Jahres ständig. An der ei-
nen Stelle eröffnen sich neue !nanzi-
elle Möglichkeiten, an anderer Stelle 
ändern sich Gesetze genauso unvor-
hergesehen zum Negativen. Diese Un-
sicherheit als Begründung für die Ver-
schleppung des Haushaltes anzugeben, 
ist abenteuerlich und ignoriert die je-
des Jahr wiederkehrenden Unwägbar-
keiten. Offensichtlich kommen alle an-

deren Kommunen in Sachsen-Anhalt 
mit dieser Situation zurecht. 

Die Folge eines verspätet verab-
schiedeten Haushalts sind sowohl ver-
spätete bis ausbleibende Zahlungen an 
die Vereine im Sport,- Kultur- und So-
zialbereich als auch das wiederholte 
Verfallen von Städtebaufördermitteln 
des Landes Sachsen-Anhalt für Halle 
(Saale) in Millionenhöhe.

Durch den Wegfall der Städteb-
aufördermittel des Landes Sachsen-
Anhalt gingen der Stadt Halle (Saale) 
im Jahr 2012 26 Millionen Euro für die 
Instandsetzung der halleschen Bausub-
stanz verloren. Was in 40 Jahren Plan-
wirtschaft nicht vergammelt ist, erle-
digt jetzt die hallesche Stadtverwal-
tung durch ihr Unvermögen.

Der zuständige Beigeordnete sprach 
zuletzt von einem zu erwartenden 
De!zit zwischen 15 und 20 Millio-
nen Euro für das Haushaltsjahr 2013. 
Noch nicht eingerechnet sind dabei die 
3 Millionen Euro, die aufgrund eines 
Gerichtsurteils der Finanzminister nun 
statt nach Halle (Saale) nach Dessau-
Roßlau gibt. Durch Liegenlassen wird 
die Haushaltslage jedoch nicht besser, 
sondern verschärft sich von Tag zu Tag 
weil Zuwendungen ausbleiben und kla-
re Ausgaberegeln fehlen. Die Verwal-

tung nimmt dem Stadtrat das Recht 
der Politikschwerpunktsetzung und er-
zeugt so Politikverdrossenheit weil die 
Finanzen dem Blick der Öffentlichkeit 
entzogen werden.

Letztendlich ist der gesetzeswidrige 
Umgang mit dem Haushalsplan ein 
Durchhangeln der heute Verantwort-
lichen zu Lasten unserer Kinder, die 
die Schulden bezahlen müssen.

Wir bezweifeln, dass es der Verwal-
tung gelingt, aus eigener Anstrengung 
die prognostizierte Haushaltslücke 
2013 zu schließen. Der Stadtrat darf 
sich wie in den Vorjahren als Flick-
schuster betätigen und die Konsolidie-
rungsaufgaben der Verwaltung über-
nehmen. Schade, dass es Dagmar Sz-
abados zum Ende ihrer Amtsperiode 
nicht gelungen ist, den Haushaltsplan 
zeitgerecht einzubringen.

FDP-Fraktion

... und jährlich grüßt das Murmeltier

Leider schläft ein Teil der Stadt-
verwaltung. Die Endzeit der Wahl-
periode der amtierenden Oberbür-
germeisterin ist gekennzeichnet 
durch Chaos, Stillstand und Ori-
entierungslosigkeit.

Man ist geneigt zu fragen, war es 
nicht fast immer so in den letzten 
5 Jahren?  Aktuelle Beispiele und 
Belege für diesen Komazustand 
gibt es genug.  Nehmen wir das 
Landesprogramm STARK III zur 
Ankurbelung kommunaler Investi-
tionen in Kitas und Schulen. Die-
ses läuft seit 2011- die erste Tran-
che bis 2013.  Die Stadtverwaltung 
hatte schon in ungenügender Wei-
se für den ersten Förderzeitraum 
reagiert. Für den 2. Förderzeit-
raum 2014 – 2019 schien sich ein 
völliges Chaos bei der Antragstel-
lung und der Auswahl von geeig-
neten Projekten für die Sanierung 
von Kitas und Schulen in der Stadt 
Halle abzuzeichnen. Untätigkeit 
bzw. unquali!zierte Vorlagen der 
Verwaltung sorgten für heftigen 
Unmut. Der Vorbereitungsstand 
bezüglich der Antragsunterlagen 
wie Entwurfsplanungen, energe-
tische Konzepte, Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen nach § 7 
Landeshaushaltsordnung zur Ab-
wägung zwischen Sanierung oder 
Neubau, die Ermittlung von Ener-
gie- und Betriebskosten nach ei-
ner Sanierung oder Neubau waren 
und sind gleich NULL. Es waren 
keinerlei Haushaltsmittel für die 
Antragsvorbereitung vorhanden 
und keinerlei koordinierte Vor-
bereitung innerhalb der Stadtver-
waltung zu erkennen, vier  zu be-
teiligende  Dezernate waren ohne 
Vorgabe und Führung, Verantwort-
lichkeiten in der Verwaltung nicht 
vorhanden. Der Stadt drohte erneut 
ein Riesenverlust von Geldern zur 
Verbesserung ihrer sozialen und 
Bildungsinfrastruktur.

 Wir glauben, im letzten Moment 
initiativ gehandelt zu haben und 
stellten einen Dringlichkeitsan-
trag (gemeinsam mit der CDU-
Fraktion), um so die Verwaltung 
zu zwingen, unverzüglich die or-
ganisatorischen,  fachlichen und 
!nanziellen  Voraussetzungen für 
die  Beantragung von Fördermit-
teln für mindestens 8 Schulen und 
8 Kitas oder Horte zu schaffen. 
Es geht hierbei immerhin um Fi-

nanzmittel in der Höhe von mögli-
cherweise 50 – 60 Mio EUR För-
dermitteln für die Stadt Halle im 
Zeitraum 2014 - 2019. Es sollte uns 
nicht wie bei den Städtebauförder-
mitteln ergehen.

Außerdem beauftragten wir die 
Verwaltung mit diesem Antrag, ei-
nen monatlichen Fortschrittsbe-
richt  im Finanzausschuss abzuge-
ben, u m  so die Kontrolle über die 
Umsetzung des Beschlusses zu be-
halten.   Ein halbes Jahr bleibt noch 
Zeit! Im Wonnemonat Mai 2013 
müssen alle Anträge für alle städ-
tischen Sanierungsprojekte beim 
Land vorliegen. Viel Zeit ist nicht .

Stadtverwaltung schläft – wie lange noch?

Die Beiträge auf dieser Seite werden von den Stadtratsfraktionen selbst verfasst – unabhängig von der Meinung der Herausgeberin
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V.i.S.d.P.: Sabine Wolff
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DIE LINKE. Fraktion im Stadtrat 
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Der vorgelegte Entwurf des 
Brandschutzbedarfsplans hat of-
fengelegt, dass der Feuerschutz in 
Teilen der Stadt Halle nicht im er-
forderlichen Maß gegeben ist. In 
Radewell / Osendorf und meh-
reren Stadtteilen des halleschen 
Nordens kann die Feuerwehr im 
Brandfall mehr als 20 Prozent der 
Gebäude nicht innerhalb der vor-
geschriebenen Zeit von 12 Minu-
ten erreichen. 

Wenn es brennt, können wenige 
Minuten entscheidend für die Ret-
tung von Menschenleben sein. Um 
so mehr hat uns gewundert, dass 
die Verwaltung zwar Maßnahmen 
wie die Einrichtung einer dritten 
Wache der Berufsfeuerwehr im 
Norden vorschlägt, aber die da-
für notwendigen Investitionsko-
sten nicht in die Finanzplanung 
bis 2015 eingeordnet sind. Das ist 
nicht nur für den Stadtrat ärger-
lich, weil die Beratung von nicht 
durchdachten Vorlagen meist 
nicht gut geht. Das ist in einer so 
wichtigen Sache einfach ungenü-
gend. Hier ist für tausende Hal-

lenserinnen und Hallenser aktuell 
nicht das erforderliche Maß an Si-
cherheit gegeben. Die Stadt muss 
hier handeln und zwar schnell. 

Freiwillige Feuerwehren in 
den Mittelpunkt rücken

Gleiches gilt für die Planungen 
zu den Freiwilligen Feuerweh-
ren. Die Männer und Frauen der 
Freiwilligen Wehren leisten schon 
jetzt einen wichtigen Beitrag zum 
Brand- und Unfallschutz sowie 
zum Rettungswesen in Halle. Sie 
tun das unter zum Teil unerträg-
lichen baulichen Bedingungen. 
Auch liefert der Entwurf des 
Brandschutzbedarfsplans in Sa-
chen Finanzen eine Nullnummer. 
Es gibt viel zu tun an den Feu-
erwehrhäusern, aber bis 2015 ist 
kein einziger Euro dafür eingep-
lant.

Diesem Plan wird die SPD-Frak-
tion nicht zustimmen. Ein Nein 
reicht aber nicht aus. Wir müs-
sen in den Haushaltsplänen der 
Jahre 2013 und 2014 Geld da-

für bereitstellen, die Erreichbar-
keit im Brandfall in allen Stadt-
teilen auf 90 % zu heben. Wenn 
das Vorhaben einer Dritten Wa-
che sich mittelfristig nicht reali-
sieren lässt, müssen Alternativen 
auf den Tisch.

Die Stärkung der Freiwilligen 
Feuerwehren muss insgesamt in 
den Mittelpunkt rücken. Da ist 
bis zum Beschluss noch viel Ar-
beit an der Brandschutzbedarfs-
planung zu leisten.

Sicherheit geht vor – Zum Entwurf des 
Brandschutzbedarfsplanes 

Kontakt:
SPD-Stadtratsfraktion
Fraktionsvorsitzender:
Johannes Krause
Geschäftsstelle:
Tel.: 0345 – 221 30 51
Fax: 0345 – 221 30 61
E-Mail: spd.fraktion@halle.de
06108 Halle, Marktplatz 2, 3. Etage
Montag bis Donnerstag
9–12 und 13–16 Uhr
Freitag 9–12 Uhr sowie nach
telefonischer Vereinbarung



 AKTUELLES / BEKANNTMACHUNGEN

Die Beschlüsse sind im Bürgerinformationssystem der Stadt Halle (Saale) 

einsehbar. Auf www.halle.de kann sich über die Buttons „Rathaus + Stadt-

rat“, „Stadtrat + Fraktionen“, „Ratsinformationssystem ,Sessionnet‘“, „Sit-

zungskalender“, jeweiliger Ausschuss bzw. „Stadtrat“ bis zum vollständigen 

Beschlusstext geklickt werden. Die Texte liegen als pdf-Dokumente vor.

Beschlussübersicht der 38. Sitzung des Stadtrates am 21. November 2012

Ausschusssitzungen der Stadt Halle (Saale)
Kulturausschuss

Am Mittwoch, dem 28. November 2012, 16.30 Uhr, !ndet im 
Stadtmuseum Halle, Christian-Wolff-Haus, 2. Etage, Große Mär-
kerstr. 10, 06108 Halle (Saale) eine öffentliche/nicht öffentliche 
Sitzung des Kulturausschusses statt. Im Anschluss besteht die 
Möglichkeit einer Führung durch die neue Dauerausstellung im 
Christian-Wolff-Haus.
Tagesordnung – öffentlicher Teil
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßig-

keit der Einladung und der Beschlussfähigkeit
 2. Feststellung der Tagesordnung
 3. Genehmigung der Niederschrift vom 07.11.2012
 4. Beschlussvorlagen
 4.1. Kulturpolitische Leitlinien [Entwurf]; Anhörungen von 

Sachverständigen; eingeladen: Mitteldeutscher Rundfunk: 
Hörfunkdirektor Herr Möller, Bürgerstiftung Halle: Frau 
Häußler, Frau Rühlmann, Vorlage: V/2010/09153

 4.2. Mitgliedschaften der Stadt Halle (Saale), Vorlage: 
V/2012/10931

 5. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 6. schriftliche Anfragen von Stadträten
 7. Mitteilungen
 7.1. Information zur Theater, Oper und Orchester GmbH durch 

den Geschäftsführer Herrn Stiska
 7.2. Information zur Planung der Konzerte und Motetten des 

Stadtsingechores zu Halle 2013, Vorlage: V/2012/11231

 7.3. Information zum Jazzfestival „Women in Jazz“ 2013 durch 
den Veranstalter Herden & Kapetsis GbR

 7.4. Information zur Arbeit des Kulturkonventes des Lan-
des Sachsen-Anhalt; eingeladen: Herr Katzer, Herr Möl-
ler, Herr Prof. Müller-Schöll, Herr Rataiczyk, Frau Prof. 
Schirmer, Herr Wolter

 8. Beantwortung mündlicher Anfragen
 9. Anregungen
Tagesordnung – nicht öffentlicher Teil
1. Feststellung der Tagesordnung
 2. Genehmigung der Niederschrift vom 07.11.2012
 3. Beschlussvorlagen
 4. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5. schriftliche Anfragen von Stadträten
 6. Mitteilungen
 7. Beantwortung mündlicher Anfragen
 8. Anregungen

Dr. Annegret Bergner, Ausschussvors.
Tobias Kogge, Beigeordneter

Betriebsausschuss Eigenbetrieb für Arbeitsförderung
Am Donnerstag, dem 29. November 2012, 15 Uhr, !ndet im Rats-
hof, Raum 107, Marktplatz 1, 06108 Halle (Saale) eine öffent-
liche/nicht öffentliche Sitzung des des Betriebsausschusses Ei-
genbetrieb für Arbeitsförderung statt.
Tagesordnung – öffentlicher Teil
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßig-

keit der Einladung und der Beschlussfähigkeit
 2. Feststellung der Tagesordnung
 3. Genehmigung der Niederschrift vom 11.10.2012
 4. Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Be-

schlüsse
 5. Beschlussvorlagen
 5.1. „Halle 500“ Sachstand zur Verteilung der Fördermittel 2012 

und Perspektive 2013
 6. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 7. schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadträten
 8. Mitteilungen - Berichterstattung zum Förderprogramm 

„Familien stärken - Perspektiven eröffnen“, Bericht Team-
leiter Hr. Fritsch

 9. Beantwortung mündlicher Anfragen
 10. Anregungen
Tagesordnung – nicht öffentlicher Teil
1. Feststellung der Tagesordnung
 2. Genehmigung der Niederschrift vom 11.10.2012
 3. Beschlussvorlagen
 3.1. Vorschlag zur Vergabe der Jahresabschlussprüfung für das 

Jahr 2012, Vorlage: V/2012/11202
 4. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5. schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadträten
 6. Mitteilungen
 7. Beantwortung mündlicher Anfragen
 8. Anregungen    Wolfram Neumann, Beigeordneter

Ausschuss für Finanzen, städtische  
Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften

Am Dienstag, dem 4. Dezember 2012, 16.30 hr, !ndet im Stadt-
haus, Wapensaal, Marktplatz 2, 06108 Halle (Saale) eine öffent-
lichen/nicht öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Finanzen, 
städtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften statt.
Tagesordnung – öffentlicher Teil
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit 

der Einladung und der Beschlussfähigkeit
 2. Feststellung der Tagesordnung
 3. Genehmigung der Niederschrift
 4. Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Be-

schlüsse
 5. Beschlussvorlagen
 5.1. Wirtschaftsplan der Stadtmarketing Halle (Saale) GmbH 

für das Jahr 2013, Vorlage: V/2012/11030
 5.2. Brandschutzbedarfsplan, Vorlage: V/2012/10626
 5.3. Nahverkehrsplan der Stadt Halle (Saale) ab 2012, Vorla-

ge: V/2012/10569
 5.3.1. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 

Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11136

 5.3.2. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat  
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012  (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 

Vorlage: V/2012/11137
 5.3.3. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 

Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11139

 5.3.4. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11140

 5.3.5. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11141

 5.3.6. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11142

 5.3.7. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11143

 5.3.8. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11144

                     Fortsetzung auf Seite 5

Öffentlicher Teil
zu 6.1 Übertragung von Verwendungsnachweisprüfungen 
auf das Rechnungsprüfungsamt, Vorlage: V/2012/11156, 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Be-
schluss: Der Stadtrat überträgt dem Rechnungsprüfungs-
amt die Prüfung von Verwendungsnachweisen, soweit die-
se vom Fördermittelgeber durch Fördervertrag oder För-
dermittelbescheid vom Rechnungsprüfungsamt verlangt 
wird.
zu 6.2 Stellungnahme der Verwaltung zum Bericht über 
die Prüfung des Ersatzneubaus Kurt-Wabbel-Stadion in 
der Stadt Halle (Saale) unter Berücksichtigung der Gewäh-
rung von Fördermitteln des Landes gemäß § 88 ff. LHO 
i.V.m. § 126 GO LSA, Vorlage: V/2012/11154, Abstim-
mungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 
Der Stadtrat beschließt die als Anlage beigefügte Stel-
lungnahme zum vorgenannten Prüfbericht des Landes-
rechnungshofes vom 04.10.2012.
zu 6.4 Finanzierung der Stiftung Händel-Haus für die Jah-
re 2018 - 2022, Vorlage: V/2012/11016, Abstimmungser-
gebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 1. Die Fi-
nanzierung der Stiftung Händel-Haus für die Jahre 2018 
bis 2022 in die Finanzplanung der Stadt Halle (Saale) auf-
zunehmen. 2. Zur Deckung des laufenden Betriebes stellt 
die Stadt Halle (Saale) der Stiftung Händel-Haus im Zeit-
raum 2018 bis 2022 folgende Mittel zur Verfügung. Ge-
samt: € 9.640.000, Aufgeteilt in folgende Jahresraten:
2018 € 1.928.000, 2019 € 1.928.000, 2020 € 1.928.000, 
2021 € 1.928.000, 2022 € 1.928.000
zu 6.5 Neuer Standort für die Plastik „Lesender“ von Pro-
fessor Martin Wetzel
Vorlage: V/2012/11021, Abstimmungsergebnis: mehr-
heitlich zugestimmt, Beschluss: Der Stadtrat beschließt, 
dass die Plastik „Lesender“ von Prof. Martin Wetzel in der 
Kastanienallee aufgestellt wird.  
zu 6.7 Verteilung der Regionalisierungsmittel des Landes 
gemäß § 8, § 9 ÖPNV – Gesetz des Landes für die HA-
VAG für das Jahr 2013 und die Mittel für den Ausgleich 
verbundbedingter Belastungen, Vorlage: V/2012/11019, 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Be-
schluss: Der Stadtrat bestätigt die Verwendung der Mittel 
des Landes Sachsen-Anhalt gemäß §8 und § 9 des ÖPNV-
Gesetzes des Landes und die Höhe des Ausgleiches ver-
bundbedingter Belastungen an den Mitteldeutschen Ver-
kehrsverbund.
zu 6.9 Beschluss zur 1. Änderung der Satzung über die Er-
weiterung des förmlich festgeleg-ten Sanierungsgebietes 
„Historischer Altstadtkern“ Halle (Saale) um den Bereich 
„Solbad Wittekind“, Vorlage: V/2012/10952, Abstim-
mungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 
1. Den in der Anlage 3 zu diesem Beschluss enthaltenen 
Entscheidungsvorschlägen der Verwaltung über die Be-
handlung der eingegangenen Stellungnahmen 1. Ände-
rung der Satzung über die Erweiterung des förmlich fest-
gelegten Sanierungsgebietes „Historischer Altstadtkern“ 
Halle (Saale) um den Bereich „Solbad Wittekind“ wird 
zugestimmt. 2. Die Verwaltung wird beauftragt, in die-
sem Sinne der Öffentlichkeit, den Behörden und son-
stigen Trägern öffentlicher Belange, die in ihren Stellung-
nahmen abwägungsrelevante Anregungen vorgebracht ha-
ben, zu antworten und die Entscheidung unter Angabe der 
Gründe mitzuteilen. 3. Der Stadtrat beschließt die 1. Ände-
rung der Satzung über die Erweiterung des förmlich fest-
gelegten Sanierungsgebietes „Historischer Altstadtkern“ 
Halle (Saale) um den Bereich „Solbad Wittekind“ gemäß 
Anlage 1 zu dieser Vorlage. 4. Der Stadtrat beschließt den 
Rahmenplan gemäß Anlage 2 dieser Vorlage als städte-
bauliche Zielstellung für die weitere Entwicklung des Be-
reichs, um wirtschaftlich tragfähige Nutzungen wie z.B. 
Wohnen zu ermöglichen.
zu 6.10 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen in 
der Stadt Halle (Saale) - Grundstücksentwässerungssat-
zung vom 16.12.2009, Vorlage: V/2012/11024, Abstim-
mungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 
Der 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Ent-
sorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen in der 
Stadt Halle (Saale) – Grundstücksentwässerungssatzung 
vom 16.12.2009 wird zugestimmt.
zu 6.11 4. Satzung zur Änderung der „Abfallwirtschafts-
satzung der Stadt Halle (Saale) vom 22.11.2006“, Vorlage: 
V/2012/10949, Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zu-
gestimmt, Beschluss: Der 4. Satzung zur Änderung der 

„Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Halle (Saale) vom 
22.11.2006“ wird zugestimmt.
zu 6.12 Abfallgebührensatzung der Stadt Halle (Saale), 
Vorlage: V/2012/10950, Abstimmungsergebnis: mehr-
heitlich zugestimmt, Beschluss: Der Abfallgebührensat-
zung der Stadt Halle (Saale) wird zugestimmt.
zu 6.13 Beschluss zur Fortschreibung des Stadtentwick-
lungskonzeptes Halle 2025, Vorlage: V/2012/10762, Ab-
stimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Be-
schluss: 1. Der Stadtrat nimmt das Integrierte Strategiepa-
pier, bestehend aus dem Strategiepapier „Vernetzte Vielfalt 
– Wissenschaft als kreativer Motor der Stadtentwicklung“ 
und dem „Räumlichen Leitbild Halle 2025 plus“, als 
Diskussionsgrundlage zur Kenntnis. 2. Der Stadtrat be-
schließt, das Integrierte Stadtentwicklungskonzept aus 
dem Jahr 2007 als Integriertes Stadtentwicklungskonzept 
Halle 2025 fortzuschreiben.3. Die Stadtverwaltung wird 
beauftragt, die Fortschreibung des Integrierten Stadtent-
wicklungskonzepts, insbesondere die Bestandsanalyse, 
auf der Grundlage wissenschaftlicher Indikatoren durch-
zuführen und Ziele und Maßnahmen für die Stadtentwick-
lung festzulegen. 4. Von Beginn an ist die Öffentlichkeit 
in die Erarbeitung des Integrierten Stadtentwicklungskon-
zeptes Halle 2025 einzubeziehen und regelmäßig über den 
Fortgang der Arbeiten zu informieren. In die Beteiligung 
sind insbesondere folgende Akteure von Anfang an glei-

und Bürger, Bürgerschaftliche Vereine und Initiativen der 
-
-

zu 6.14 Bebauungsplan Nr. 75.1 „Dessauer Platz, SB-Wa-
renhaus“ - Abwägungsbeschluss, Vorlage: V/2012/10927, 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Be-
schluss: 1. Den in der Anlage zu diesem Beschluss ent-
haltenen Entscheidungsvorschlägen der Verwaltung über 
die Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen zum 
Bebauungsplan Nr. 75.1 „Dessauer Platz, SB-Warenhaus“ 
wird zugestimmt. 2. Die Verwaltung wird beauftragt, in 
diesem Sinne der Öffentlichkeit, den Behörden und son-
stigen Trägern öffentlicher Belange, die in ihren Stellung-
nahmen abwägungsrelevante Anregungen vorgebracht ha-
ben, zu antworten und die Entscheidung unter Angabe der 
Gründe mitzuteilen.
zu 6.15 Bebauungsplan Nr. 75.1 „Dessauer Platz, SB-Wa-
renhaus“ - Satzungsbeschluss, Vorlage: V/2012/10928, 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Be-
schluss: 1. Der Stadtrat beschließt den Bebauungsplan Nr. 
75.1 „Dessauer Platz, SB-Warenhaus“ gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB in der vorgelegten Fassung vom 01.10.2012 als Sat-
zung. 2. Die Begründung mit dem Umweltbericht in der 
vorgelegten Fassung vom 01.10.2012 wird gebilligt.
zu 6.16 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 161, 
„Wohnquartier Niemeyerstraße“ - Aufstellungsbeschluss, 
Vorlage: V/2012/10926, Abstimmungsergebnis: mehr-
heitlich zugestimmt, Beschluss: 1. Der Stadtrat beschließt 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 161 „ Wohnquartier Niemeyerstraße“ aufzu-
stellen. 2 Der Geltungsbereich umfasst die in der Anla-
ge „Übersichtsplan Geltungsbereich“ zu diesem Beschluss 
dargestellten Flächen. Der Geltungsbereich umfasst eine 
Fläche von ca. 0,9 ha. 3. Der Stadtrat billigt die in der zu-
sammenfassenden Sachdarstellung und Begründung ge-
nannten Planungsziele.
zu 6.18 Ausbau und Umgestaltung der Thomasiusstraße 
- Gestaltungsbeschluss, Vorlage: V/2012/10510, Abstim-
mungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 1. 
Der Stadtrat bestätigt die Vorplanung zum Ausbau und zur 
Umgestaltung der Thomasiusstraße als Grundlage für die 
weitere Planung. 2. Der Gestaltungsbeschluss steht unter 
dem Vorbehalt der Zurverfügungstellung der bewilligten 
Mittel durch das Land und einer gesicherten Gesamt!nan-
zierung. 3. Die Konzeption ist in geeigneter Weise der Öf-
fentlichkeit vorzustellen.
zu 6.19 Ausbau/Umgestaltung Rannischer Platz - Gestal-
tungsbeschluss, Vorlage: V/2012/10511, Abstimmungs-
ergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: Die Vor-
zugsvariante (Anlage 2) der Vorplanung einschließlich der 
Gestaltungsprinzipien (Regeldetails siehe Anlage 4) zum 
Ausbau des Rannischen Platzes wird bestätigt. 
zu 6.20 Beabsichtigte Einziehung des Parkplatzes Robi-

nienweg, Vorlage: V/2012/11116, Abstimmungsergebnis: 
mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 1. Der Stadtrat be-
schließt die beabsichtigte Einziehung des Parkplatzes Ro-
binienweg nach § 8 Straßengesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (StrG LSA). 2. Die Stadtverwaltung veranlasst die 
öffentliche Bekanntmachung der Absicht der Einziehung 
im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale).
zu 6.21 Widmung der Straße Kamillenweg, Vorlage: 
V/2012/11123, Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zu-
gestimmt, Beschluss: Der Stadtrat beschließt, dass die 
Oberbürgermeisterin beauftragt wird, die Widmung der 
Straße Kamillenweg zur Gemeindestraße zu verfügen und 
öffentlich bekannt zu machen.
zu 6.22 Widmung der Straße Hu#attichweg, Vorlage: 
V/2012/11124, Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zu-
gestimmt, Beschluss: Der Stadtrat beschließt, dass die 
Oberbürgermeisterin beauftragt wird, die Widmung der 
Straße Hu#attichweg zur Gemeindestraße zu verfügen und 
öffentlich bekannt zu machen.
zu 6.24 Änderung des Stadtratsbeschlusses vom 
31.08.2011 zum Antrag der Fraktion MitBÜRGER für 
Halle - NEUES FORUM zur Erstellung eines regionalen 
Strategiekonzeptes zur ambulanten Suchthilfe der Stadt 
Halle - Vorlage: V/2011/09673, Vorlage: V/2012/11109, 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Be-
schluss: Der Stadtrat beschließt die Erstellung eines re-
gionalen Strategiekonzeptes zur ambulanten Suchthilfe 
der Stadt Halle (Saale). Die Mitwirkung Dritter ist not-
wendig. Die Zahlung einer Aufwandsentschädigung ist 
erforderlich.
zu 6.25 Vorbereitung des Antragsverfahren für Schulen 
und Horte im Rahmen des Programms STARK III - EFRE, 
Phase 2, Vorlage: V/2012/11129, Abstimmungsergebnis: 
mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 1. Die Stadtverwal-
tung wird beauftragt im Rahmen des Förderprogramms 
STARK III – EFRE, Phase 2, weitere Schulen und Horte 
zur Förderung von Investitionen zur Steigerung der Ener-
gieef!zienz für das Antragsverfahren vorzubereiten. Im 
Rahmen des Antragsverfahrens werden folgende Schulen 
zur Prüfung vorgeschlagen: - Grund- und Sekundarschu-
le Kastanienallee mit Hort - Grundschule „Albrecht Dü-
rer“ mit Hort - Grundschule „Hans Christian Andersen“ 
- Grundschule Glaucha mit Hort - Grundschule Frohe Zu-
kunft - Grundschule Johannesschule mit Hort - Sekun-
darschule Halle-Süd - Neubau Grundschule Auenschule 
mit Hort und Förderschule für Geistigbehinderte Astrid 
Lindgren“ als Modellvorhaben - Grundschule Diemitz / 
Freiimfelde mit Hort, 2. Der Finanzausschuss beschließt 
die außerplanmäßigen Ausgaben für die unter 1. aufge-
führten Schulen, oder alternativer Standorte entsprechend 
der beschlossenen Investitionsprioritätenliste für Schulen. 
Die Deckung dieser außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe 

-
kaufserlöse aus Veräußerungen von Grundstücken und Ge-
bäuden und gesperrten Mitteln 2012 der Vorhaben Grund-
schule Johannesschule und Grundschule Diemitz/Freiim-
felde von insgesamt 21 T€., 7.400083.700.100 GS / SK 
Kastanienallee mit Hort 134.000 €, 7.400081.700.100 GS 
„Albrecht Dürer“ mit Hort 80.000 €, 7.400078.700.100 GS 

GS Glaucha mit Hort 85.000 €, 7.400056.700.100 GS Fro-
he Zukunft 85.000 €, 7.400075.700.100 GS Johannesschu-

GB „Astrid Lindgren“ 132.000 €, 7.400077.700.100 GS 
Diemitz/Freiimfelde mit Hort 49.000 €, Gesamtaufwand 
871.000 €.
zu 6.26 Jahresabschluss 2011 für den EigenBetrieb Zen-
trales GebäudeManagement Halle (Saale), Vorlage: 
V/2012/11114, Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zuge-
stimmt, Beschluss: 1. Der Jahresabschluss für den Eigen-
Betrieb Zentrales GebäudeManagement Halle (Saale) für 
das Wirtschaftsjahr 2011 wird wie folgt festgestellt: Jah-
resgewinn: 906,14 €, Bilanzsumme: 27.545.714,14 €. 2. 
Dem Betriebsleiter des EigenBetrieb Zentrales Gebäude-
Management Halle (Saale) wird für das Wirtschaftsjahr 
2011 gemäß § 18 (4) Satz 2 Nr. 3 EigenBG LSA Entlastung 
erteilt. 3. Der Jahresgewinn in Höhe von 906,14 € wird auf 
neue Rechnungen vorgetragen. 
zu 6.27 Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2013 des 
EigenBetriebes Zentrales GebäudeManagement der Stadt 
Halle (Saale), Vorlage: V/2012/11115, Abstimmungser-
gebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: Der Stadt-

rat beschließt, entsprechend § 10 Abs. 2 a) der Satzung 
der Stadt Halle (Saale), für den „EigenBetrieb Zentrales 
GebäudeManagement der Stadt Halle (Saale)“ den Wirt-
schaftsplan für das Jahr 2013.
zu 6.28 Feststellung des Jahres- und Konzernabschlusses 
2011 der Hallesche Wohnungsgesellschaft mbH, Vorlage: 
V/2012/11132, (Frau Oberbürgermeisterin Dagmar Sza-
bados sowie die Stadträte Herr Frank Sänger, Herr Mi-
chael Sprung, Herr Dr. Bodo Meerheim, Frau Ute Haupt, 
Frau Gertrut Ewert, Frau Martina Wildgrube, Herr Man-
fred Sommer nahmen gemäß § 31 GO-LSA nicht an 
der Abstimmung zum Beschlusspunkt 5 teil.), Abstim-
mungsergebnis: mehrheitlich zugestimm, Beschluss: 
Die Oberbürgermeisterin als Vertreterin der Gesellschaf-
terin Stadt Halle (Saale) wird ermächtigt, folgenden Be-
schluss zu fassen: 1. Der von der Geschäftsführung der 
Hallesche Wohnungsgesellschaft mbH vorgelegte, von der 
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  geprüfte und 
am 29. März 2012 mit dem uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk versehenen Jahresabschluss 2011 mit:  Bi-
lanzsumme EUR 531.472.084,84, Jahresüberschuss: EUR     
6.609.625,53 wird festgestellt. 2. Nach vorgenommener 
Einstellung von 10 % des Jahresüberschusses in die Sat-
zungsmäßige Rücklagen werden vom Bilanzgewinn 2011 
EUR 6.000.000,00 an die Gesellschafterin ausgeschüttet. 
Die Ausschüttung erfolgt in folgenden Tranchen: im Jahr 
2012: 4.000.000,00 €, im Jahr 2013: 2.000.000,00 €. Der 
verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von EUR 1.038.048,75 
wird als Gewinnvortrag auf das Geschäftsjahr 2012 vor-
getragen. In Höhe von 2.000.000,00 € wird per 31.12.2012 
eine Verbindlichkeit gegenüber der Gesellschafterin aus-
gewiesen. 3. Der von der Geschäftsführung der Hallesche 
Wohnungsgesellschaft mbH vorgelegte, von der KPMG 
AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüfte und am 29. 
März 2012 mit dem uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk versehene Konzernabschluss des Jahres 2011 mit:  
Bilanzsumme EUR 595.072.181,68 Bilanzverlust: EUR    
-4.097.148,28 wird festgestellt. 4. Dem Geschäftsfüh-
rer der Hallesche Wohnungsgesellschaft mbH, Herrn Dr. 
Wahlen, wird für das Geschäftsjahr 2011 Entlastung er-
teilt. 5. Den Mitgliedern des Aufsichtsrates der Hallesche 
Wohnungsgesellschaft mbH wird für das Geschäftsjahr 
2011 Entlastung erteilt. 6. Die in Punkt 2 dieser Vorla-
ge genannten Ausschüttungstranchen sind in den entspre-
chenden Jahresbilanzen der Stadt Halle (Saale) ab 2012 als 
terminierte Forderungen zu aktivieren.
zu 6.29 Jahresabschluss 2011 der GWG Gesellschaft für 
Wohn- und Gewerbeimmobilien Halle-Neustadt mbH, 
Vorlage: V/2012/10929, (Herr Andreas Schachtschneider, 
Herr Dr. Bodo Meerheim, Herr Gottfried Koehn, Frau Eli-
sabeth Krausbeck nahmen gemäß § 31 GO-LSA nicht an 
der Abstimmung zum Beschlusspunkt 4 teil.) Abstim-
mungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 
Die Oberbürgermeisterin als Vertreterin der Gesellschaf-
terin Stadt Halle (Saale) wird ermächtigt, folgenden Be-
schluss zu fassen: 1. Der von der Geschäftsführung der 
GWG Gesellschaft für Wohn- und Gewerbeimmobilien 
Halle-Neustadt mbH vorgelegte, von der WIBERA Wirt-
schaftsberatung Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft geprüfte und am 14. Mai 2012 mit dem un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahres-
abschluss des Geschäftsjahres 2011 mit: Jahresüberschuss 
EUR 2.911.467,64, Bilanzsumme EUR 329.025.417,63 
wird festgestellt. 2. Nach vorgenommener Einstellung 
von 10 % des Jahresüberschusses in die Satzungsmäßigen 
Rücklagen wird der Bilanzgewinn von EUR 3.341.818,28 
an die Gesellschafterin ausgeschüttet. Die Ausschüttung 
erfolgt in folgenden Tranchen: im Jahr 2012: 1.300.000,00 
€, im Jahr 2013: 1.300.000,00 €, im Jahr 2014: 741.818,28 
€.. In Höhe von EUR 2.041.818,28 wird per 31.12.2012 
eine Verbindlichkeit gegenüber der Gesellschafterin aus-
gewiesen. 
3. Der Geschäftsführerin der GWG Gesellschaft für 
Wohn- und Gewerbeimmobilien Halle-Neustadt mbH, 
Frau Jana Kozyk, wird für das Geschäftsjahr 2011 Entla-
stung erteilt. 4. Dem Aufsichtsrat der GWG Gesellschaft 
für Wohn- und Gewerbeimmobilien Halle-Neustadt mbH 
wird für das Geschäftsjahr 2011 Entlastung erteilt. 5. Die 
in Punkt 2 dieser Vorlage genannten Ausschüttungstran-
chen sind in den entsprechenden Jahresbilanzen der Stadt 
Halle (Saale) ab 2012 als terminierte Forderungen zu ak-
tivieren.
zu 6.30 Jahresabschluss 2011 der Stadion Halle Betriebs 

GmbH, Vorlage: V/2012/11151, (Herr Bernhard Bönisch, 
Herr Dr. Karamba Diaby, Herr Andreas Hajek nahmen 
gemäß § 31 GO-LSA nicht an der Abstimmung zu Be-
schlusspunkt 4 teil.) Abstimmungsergebnis: mehrheit-
lich zugestimmt, Beschluss: Der Stadtrat der Stadt Halle 
(Saale) genehmigt folgende Beschlussfassung der Ober-
bürgermeisterin in der Gesellschafterversammlung der 
Stadion Halle Betriebs GmbH vom 18.10.2012: 1. Der Jah-
resabschluss für das Geschäftsjahr 2011, der einen Jahres-
fehlbetrag von 541,62 Euro ausweist, wird festgestellt. 2. 
Der Jahresfehlbetrag des Geschäftsjahres 2011 in Höhe 
von 541,62 EUR wird auf neue Rechnung vorgetragen. 3. 
Dem Geschäftsführer, Herrn Egbert Geier, wird für das 
Geschäftsjahr 2011 Entlastung erteilt. 4. Die Mitglieder 
des Beirates werden für das Geschäftsjahr 2011 entlastet.
zu 6.31 Anträge auf überplanmäßige Aufwendungen/ Aus-
zahlungen  2012, Vorlage: V/2012/11229, Abstimmungs-
ergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: Der Stadt-
rat beschließt den überplanmäßigen Aufwand/ die über-
planmäßige Auszahlung für 1. 1.36303 Hilfe zur Erziehung 
für Minderjährige/Eingliederungshilfe, 1.36304 Hilfen für 
Junge Volljährige/Eingliederungshilfen, 1.36307 vorläu-
!ge Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugend-
lichen § 42 SGB VIII Sachkonten 53310200/73310200 und 
53310200/73310200 und 53320200/7330200 Leistungen 
außerhalb von Einrichtungen und Leistungen in Einrich-
tungen in Höhe von 1.818.595 Euro; 2. 1.36501 Betrieb von 
Kindertageseinrichtung Sachkonto 53182100/73182100 
Zuschüsse an Freie Träger Kita in Höhe von 664.408 Euro; 

und Teilhabe SGB II (BuT), Sachkonto 53390300 - Weitere 
soziale Leistungen in Höhe von 2.483.003 Euro
zu 7.12 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zur Schaffung von inklusiven Grundschulen, Vorla-
ge: V/2012/10859, Abstimmungsergebnis: mehrheitlich 
zugestimmt, Beschluss: Die Stadtverwaltung wird beauf-
tragt, für die geplante neue Grundschule Glaucha eine mo-
dellhafte und probeweise Umsetzung von Formen und Zie-
len inklusiver Bildung vorzusehen.
zu 7.13 Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
zur Fortschreibung des Bibliotheksentwicklungsplans der 
Stadtbibliothek, Vorlage: V/2012/10992, Abstimmungs-
ergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 1. Die 
Stadtverwaltung wird beauftragt, dem Stadtrat bis zum 
Ende des 1. Quartals 2013 eine Fortschreibung des „Bi-
bliotheksentwicklungsplans der Stadtbibliothek Hal-
le (Saale) 2004 bis 2007“ zur Beschlussfassung vorzule-
gen. 2. Der Bibliotheksentwicklungsplan soll insbesonde-

Bestand der Zentralbibliothek, Musikbibliothek, Fahrbi-

bzgl. der Bestandsentwicklung; insbesondere konkrete 

Nutzungsintensität, Verfügbarkeit und Ef!zienz des Be-
-
-

-
-

-
mäßige Berichterstattung zur Umsetzung der Konzeption
zu 8.9 Dringlichkeitsantrag der CDU-Stadtratsfraktion 
zur Berufung einer sachkundigen Einwohnerin in den 
Bildungsausschuss, Vorlage: V/2012/11256, Abstim-
mungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt, Beschluss: 
Frau Cathleen Stahs scheidet als sachkundige Einwohne-
rin aus dem Bildungsausschuss aus. Frau Friederike Lan-
ge wird als sachkundige Einwohnerin in den Bildungs-
ausschuss berufen.
Nicht öffentlicher Teil
zu 3.1 Erwerb von 20%-Anteilen an der Energie-, Wasser-, 
Abwassergesellschaft Geiseltal mbH (EWAG), Vorlage: 
V/2012/11157, Abstimmung: mehrheitlich zugestimmt.
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5.3.9. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 

Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11145

 5.3.10. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11146

 5.3.11. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11147

 5.3.12. Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zur Beschlussvorlage „Nahverkehrsplan der Stadt 
Halle (Saale) ab 2012“ - Vorlagen-Nummer: V/2012/10569, 
Vorlage: V/2012/11108

 5.3.13. Änderungsantrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) 
zum Nahverkehrsplan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 
(V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11186

 5.3.14. Änderungsantrag der SPD-Stadtratsfraktion Halle (Saale) 
zur Vorlage „Nahverkehrsplan der Stadt Halle (Saale) ab 
2012 (Vorlage V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11237

 5.4.Feststellung der Fortschreibung der Schulentwicklungspla-
nung der Stadt Halle (Saale) für die Schuljahre 2009/10 bis 
2013/14 für das Schuljahr 2013/14, Vorlage: V/2012/10911

 5.4.1.Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zur Beschlussvorlage Feststellung der Fortschrei-
bung der Schulentwicklungsplanung der Stadt Hal-
le (Saale) für die Schuljahre 2009/10 bis 2013/14 für das 
Schuljahr 2013/14 (Vorlagen-Nr. V/2012/10911), Vorlage: 
V/2012/11221

 5.5.Prioritätenliste Investitionen an Schulen und Horten, Teil 1, 
Vorlage: V/2012/10921

 5.6.Genehmigung einer überplanmäßigen Aufwendung/ Aus-
zahlung an die Hallesche Wasser- und Stadtwirtschaft 
GmbH zur Erstattung der Aufwendungen in der Straßen-
reinigung, Vorlage: V/2012/11227

 6. Informationsvorlagen
 6.1. Schuldenbericht 2011 der Stadt Halle (Saale), Vorlage: 

V/2012/11105
 6.2.Mobilitätsoptimierung in der Stadt Halle (Saale) – Umset-

zung der Maßnahmen aus der Potenzialanalyse, Vorlage: 
V/2012/11228

 7. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 7.1. Antrag der Fraktion MitBÜRGER für Halle – NEUES FO-

RUM zur Korruptionsprävention, Vorlage: V/2012/10985
 7.2. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 

Brandschutzgrundsicherung der geplanten Grundschule 
Glauch, Vorlage: V/2012/11148

 7.3. Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) zur Erstel-
lung eines Personalkonzeptes, Vorlage: V/2012/11056

 8. schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadträten
 9. Mitteilungen
 10. mündliche Anfragen
 11. Anregungen
Tagesordnung – nicht öffentlicher Teil
1. Feststellung der Tagesordnung
 2. Genehmigung der Niederschrift
 3. Beschlussvorlagen
 3.1. Verkauf eines kommunalen Grundstückes, Vorlage: 

V/2012/11025
 3.2. Unbefristete/ befristete Niederschlagungen von Forde-

rungen, Vorlage: V/2012/11130
 3.3. Unbefristete/ befristete Niederschlagungen von Forde-

rungen, Vorlage: V/2012/11131
 3.4. Elektroenergielieferung für städt. Gebäude, Vorlage: 

V/2012/11216
 4. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5. schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadträten
 6. Mitteilungen
 7. mündliche Anfragen
 8. Anregungen          Bodo Meerheim Ausschussvors.

Egbert Geier, Bürgermeister
Ausschuss für Planungsangelegenheiten

Am Dienstag, dem 4. Dezember 2012, 17 Uhr, !ndet im Stadt-
haus, Kleiner Saal, Marktplatz 2, 06108 Halle (Saale), eine öf-
fentliche/nicht öffentliche Sitzung des  Ausschusses für Planung-
sangelegenheiten statt.
Tagesordnung – öffentlicher Teil
 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit 

der Einladung und der Beschlussfähigkeit
 2. Feststellung der Tagesordnung
 3. Genehmigung der Niederschrift vom 13.11.2012
 4. Beschlussvorlagen
 4.1. Integriertes Kommunales Klimaschutzkonzept, Vorlage: 

V/2012/10948
 4.2. Schriftliche und regelmäßige Berichterstattung in den Fach-

ausschüssen und im Stadtrat, Vorlage: V/2011/10362
 4.3. Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 55 „Dölau West“ Be-

schluss zur Einstellung des Aufstellungsverfahrens, Vor-
lage: V/2012/11045

 4.4. Festlegung zur Förderung des Umbaus und der Sanierung 
der Steintorschule zur Jugendherberge, Große Steinstraße 
60, Vorlage: V/2012/11176

 4.5. Mitgliedschaften der Stadt Halle (Saale), Vorlage: 
V/2012/10931

 4.6. Baubeschluss zum Bau eines Radeweges in der Kröllwitzer 
Straße, Vorlage: V/2012/11215

 4.7. Förderung von Investitionen zur Teilsanierung und den Um- 
und Ausbau der Liegenschaft Volkspark Halle - Teilmaß-
nahme 2. Bauabschnitt Haupthaus - Vorlage: V/2012/11242

 4.8. Förderung von Investitionen zur Teilsanierung und den Um- 
und Ausbau der Liegenschaft Volkspark Halle - Teilmaß-
nahme Kindertagesstätte - Vorlage: V/2012/11243

 5. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5.1. Antrag der Stadträtin Sabine Wolff (NEUES FORUM) 

zur Erstellung einer Fußwegekonzeption, Vorlage: 
V/2011/10239

 5.2. Antrag des Stadtrates Robert Bonan (SPD-Stadtratsfrakti-
on) zum barrierefreien Zugang zum Göbelbrunnen, Vor-
lage: V/2012/10421

 5.3. Antrag der CDU-Fraktion zur Einführung des elektronischen 
Baugenehmigungsverfahrens, Vorlage: V/2011/10214

 5.4. Antrag der CDU-Fraktion zur Errichtung einer öffentli-
chen Bedürfnisanstalt im Gebiet der Ziegelwiese, Vorla-
ge: V/2012/10964

 5.5. Antrag der CDU-Fraktion betreffend die Verkehrsführung 
am Robert-Franz-Ring, Vorlage: V/2012/10433

 5.6. Antrag der Stadträtin Dr. Petra Sitte (Fraktion DIE LINKE.) 
zu aufgearbeiteten Daten für eine partizipative Lokalpoli-
tik, Vorlage: V/2012/11069

 5.7. Antrag der Stadträte Roland Hildebrandt und Raik Müller 
(beide CDU-Fraktion) zur Illumination der Pauluskirche, 
Vorlage: V/2012/11076

 6. schriftliche Anfragen Fraktionen und Stadträte
 7. Mitteilungen
 7.1. aktuelle mündliche Informationen
 8. Beantwortung von mündlichen Anfragen
 9. Anregungen
Tagesordnung – nicht öffentlicher Teil
1. Feststellung der Tagesordnung
 2. Genehmigung der Niederschrift vom 13.11.2012
 3. Beschlussvorlagen
 3.1. Beantragung von Städtebaufördermitteln für das Pro-

grammjahr 2013, Vorlage: V/2012/11222
 4. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5. schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadträten

 6. Mitteilungen
 7. Beantwortung von mündlichen Anfragen
 8. Anregungen

Manfred Sommer, stellv. Ausschussvors.
Uwe Stäglin, Beigeordneter

Hauptausschuss
Am Mittwoch, dem 5. Dezember 2012, 16 Uhr, !ndet im Stadt-
haus, Wappensaal, Marktplatz 2, 06108 Halle (Saale) die 37. öf-
fentliche/nicht öffentliche Sitzung des Hauptausschusses statt.
Tagesordnung – öffentlicher Teil
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßig-

keit der Einladung und der Beschlussfähigkeit
 2. Feststellung der Tagesordnung
 3. Genehmigung der Niederschrift vom 14.11.2012
 4. Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Be-

schlüsse vom 14.11.2012
 5. Beschlussvorlagen
 5.1. Wahl von Schiedspersonen für die Schiedsstellen 1 bis 3 

der Stadt Halle (Saale), Vorlage: V/2012/11225
 5.2. Schriftliche und regelmäßige Berichterstattung in den Fach-

ausschüssen und im Stadtrat, Vorlage: V/2011/10362
 5.3. Aufstellung eines Kreuzsteines zum Gedenken an den Völ-

kermord an den Armeniern in der osmanischen Türkei, 
Vorlage: V/2012/11110

 5.4. Nahverkehrsplan der Stadt Halle (Saale) ab 2012, Vorla-
ge: V/2012/10569

 5.4.1. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11141

 5.4.2. Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zur Beschlussvorlage „Nahverkehrsplan der Stadt 
Halle (Saale) ab 2012“ - Vorlagen-Nummer: V/2012/10569, 
Vorlage: V/2012/11108

 5.4.3. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11136

 5.4.4. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat  
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012  (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11137

 5.4.5. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11139

 5.4.6. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11140

 5.4.7. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11142

 5.4.8. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11143

 5.4.9. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11144

 5.4.10. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11145

 5.4.11. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11146

 Fortsetzung auf Seite 8

Anzeigen

Am Mittwoch, dem 12. Dezember 2012, 14 Uhr, !ndet 
die 39. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung des Stadt-
rates im Stadthaus, Festsaal, Marktplatz 2, 06108 Halle 
(Saale) statt. Einwohnerfragestunde Zugelassen sind 
vorrangig Fragen, die die Tagesordnung betreffen und 
Fragen von kommunalem Interesse. Die Einwohner-
fragestunde !ndet außerhalb der Tagesordnung der 
Stadtratssitzung statt und beginnt 14 Uhr. Sie dauert 
längstens eine Stunde. 
Mit der Tagesordnung wird früher begonnen, falls der 
Zeitraum einer Stunde nicht ausgeschöpft wird. Die 
Einwohner werden gebeten, ihre Fragestellung unter 
Angabe des Namens und der Anschrift zu Beginn und 
während der Einwohnerfragestunde beim Vorsitzen-
den des Stadtrates einzureichen. Die Geschäftsstelle 
Stadtrat hält zu diesem Zweck Formulare bereit. 

Tagesordnung – öffentlicher Teil
 Einwohnerfragestunde
 1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit 

der Einladung/der Beschlussfähigkeit  Vereidigung des 
Oberbürgermeisters der Stadt Halle (Saale) Herr Dr. Wie-
gand 

 2 Feststellung der Tagesordnung
 3 Genehmigung der Niederschrift
 4 Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Be-

schlüsse vom 21.11.2012
 5 Bericht des Oberbürgermeisters
 6 Beschlussvorlagen
 6.1 Haushaltssatzung und Haushaltsplanung für das Haushalts-

jahr 2013 sowie Beteiligungsbericht über das Jahr 2011, 
Vorlage: V/2012/11037

 6.2 Wahl von Schiedspersonen für die Schiedsstellen 1 bis 3 
der Stadt Halle (Saale), Vorlage: V/2012/11225

 6.3 Schriftliche und regelmäßige Berichterstattung in den 
Fachausschüssen und im Stadtrat, Vorlage: V/2011/10362

 6.4 Aufstellung eines Kreuzsteines zum Gedenken an den Völ-
kermord an den Armeniern in der osmanischen Türkei, 
Vorlage: V/2012/11110

 6.5 Nahverkehrsplan der Stadt Halle (Saale) ab 2012, Vorla-
ge: V/2012/10569

 6.5.1 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11141

 6.5.2 Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zur Beschlussvorlage „Nahverkehrsplan 
der Stadt Halle (Saale) ab 2012“ - Vorlagen-Nummer: 
V/2012/10569, Vorlage: V/2012/11108

 6.5.3 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11136

 6.5.4 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat  Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012  (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11137

 6.5.5 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11139

 6.5.6 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-

plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11140

 6.5.7 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11142

 6.5.8 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11143

 6.5.9 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11144

 6.5.10 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11145

 6.5.11 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11146

 6.5.12 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlagen-Nr.: 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11147

 6.5.13 Änderungsantrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle 
(Saale) zum Nahverkehrsplan der Stadt Halle (Saale) ab 
2012 (V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11186

 6.5.14 Änderungsantrag der SPD-Stadtratsfraktion Halle 
(Saale) zur Vorlage „Nahverkehrsplan der Stadt Hal-
le (Saale) ab 2012 (Vorlage V/2012/10569), Vorlage: 
V/2012/11237

 6.6 Beschluss Kleingartenkonzeption Halle (Saale), Vorlage: 
V/2012/10759

 6.7 Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 55 „Dölau West“ Be-
schluss zur Einstellung des Aufstellungsverfahrens, Vor-
lage: V/2012/11045

 6.8 Widmung eines Teilstücks des Blankenburger Weges, Vor-
lage: V/2012/11245

 6.9 Widmung der Straße Reidenfeld, Vorlage: V/2012/11246
 6.10 Widmung der Bennstedter Straße, Vorlage: V/2012/11247
 6.11 Feststellung der Fortschreibung der Schulentwick-

lungsplanung der Stadt Halle (Saale) für die Schuljahre 
2009/10 bis 2013/14 für das Schuljahr 2013/14, Vorla-
ge: V/2012/10911

 6.11.1 Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zur Beschlussvorlage Feststellung der Fort-
schreibung der Schulentwicklungsplanung der Stadt Hal-
le (Saale) für die Schuljahre 2009/10 bis 2013/14 für das 
Schuljahr 2013/14 (Vorlagen-Nr. V/2012/10911), Vorla-
ge: V/2012/11221

 6.12 Prioritätenliste Investitionen an Schulen und Horten, Teil 
1, Vorlage: V/2012/10921

 6.13 Grundsatzbeschluss zur energetischen Sanierung der 
Grund- und Sekundarschule Kastanienallee und der 
Sanierung der TH Kastanienallee mit Mitteln des 
Programms STARK III - Bauabschnitt I, Vorlage: 
V/2012/10922

 6.14 Wirtschaftsplan der Stadtmarketing Halle (Saale) GmbH 
für das Jahr 2013, Vorlage: V/2012/11030

6.15 Widerspruch der Oberbürgermeisterin gegen den Be-
schluss des Stadtrates vom 21.11.2012 zur Feststellung 

des Jahres- und Konzernabschlusses 2011 der HWG mbH 
- beschränkt auf die Beschlusspunkte 2 und 6 (Gewinn-
ausschüttungen) Vorlagen-Nr.: V/2012/11132, Vorlage: 
V/2012/11293

 6.16 Widerspruch der Oberbürgermeisterin gegen den Be-
schluss des Stadtrates vom 21.11.2012 zum Jahresab-
schluss 2011 der GWG mbH - beschränkt auf die Be-
schlusspunkte 2 und 5 (Gewinnausschüttungen) - Vorla-
gen-Nr.: V/2012/10929, Vorlage: V/2012/11294

 7   Wiedervorlage
 7.1   Antrag der CDU-Stadtratsfraktion zum Sozialraum Sil-

berhöhe, Vorlage: V/2012/10856
 7.2 Antrag der CDU-Fraktion zur Einführung des elek-

tronischen Baugenehmigungsverfahrens, Vorlage: 
V/2011/10214

 7.3 Antrag der CDU-Fraktion zur Errichtung einer öffentli-
chen Bedürfnisanstalt im Gebiet der Ziegelwiese, Vor-
lage: V/2012/10964

 7.4 Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Halle 
(Saale) zur Änderung der Zuständigkeitsordnung der 
Ausschüsse und der Hauptsatzung des Stadtrates, Vor-
lage: V/2012/10437

 7.5 Antrag der Fraktion MitBÜRGER für Halle - NEUES 
FORUM zur Beratung von Bebauungsplänen im Aus-
schuss für Ordnungs- und Umweltangelegenheiten, Vor-
lage: V/2011/10247

 7.6 Antrag der Stadträtin Dr. Petra Sitte (Fraktion DIE LIN-
KE.) zu aufgearbeiteten Daten für eine partizipative Lo-
kalpolitik, Vorlage: V/2012/11069

 7.7   Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) zur Er-
stellung eines Personalkonzeptes, Vorlage: V/2012/11056

 7.8 Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) zum Salz-
fest und zu den Händels Open zu Veranstaltungen auf 
dem Marktplatz und Hallmarkt, Vorlage: V/2012/10586

 7.9 Antrag der Fraktionen DIE LINKE. und MitBÜRGER 
für Halle - NEUES FORUM zur Kindertagesstätten-Zu-
schuss!nanzierung, Vorlage: V/2012/11263

 7.10 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Unterstützung der Martin-Luther-Universität Halle-Wit-
tenberg, Vorlage: V/2012/11102

 7.10.1 Änderungsantrag der SPD-Stadtratsfraktion Hal-
le (Saale) zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zur Unterstützung der Martin-Luther-Univer-
sität Halle-Wittenberg (Vorlagen-Nr. V/2012/11102), Vor-
lage: V/2012/11168

 7.10.1.1 Änderungsantrag der FDP-Stadtratsfraktion zum Än-
derungsantrag der SPD-Stadtratsfraktion Halle (Saale) 
zum Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zur Unterstützung der Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg (Vorlagen-Nr. V/2012/11168), Vorla-
ge: V/2012/11172

 7.10.1.2 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. zum Än-
derungsantrag der SPD-Stadtratsfraktion zum Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Unter-
stützung der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
(Vorlagen-Nr.: V/2012/11168), Vorlage: V/2012/11240

 7.11 Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Halle (Saale) 
zur Unterstützung der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg, Vorlage: V/2012/11165

 7.12 Antrag der Fraktion MitBÜRGER für Halle – NEUES FO-
RUM zur Korruptionsprävention, Vorlage: V/2012/10985

 7.13 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Brandschutzgrundsicherung der geplanten Grundschule 

Glaucha, Vorlage: V/2012/11148
 7.14 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 

Wahl von Beigeordneten in Halle, Vorlage: V/2012/11002
 7.15 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zur Auflösung der Hafen Halle GmbH, Vorlage: 
V/2012/10710

 7.16 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Nutzung von Fördermöglichkeiten im Bereich Frühe Hil-
fen, Vorlage: V/2012/11103

 8   Anträge von Fraktionen und Stadträten
 8.1 Antrag der CDU-Stadtratsfraktion zur Braunkohlesanie-

rung, Vorlage: V/2012/11266
 8.2 Antrag der CDU-Stadtratsfraktion zur Berufung eines 

sachkundigen Einwohners in den Kulturausschuss, Vor-
lage: V/2012/11267

 8.3 Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) zum inner-
städtischen Parken, Vorlage: V/2012/11272

 8.4 Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) zur Aus-
schilderung der Händelgarage, Vorlage: V/2012/11273

 8.5 Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) zur Nut-
zung eines Gebäudes für den Eishockeyfanclub, Vorla-
ge: V/2012/11274

 8.6 Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) zur Rück-
benennung des Mühlwegviertels, Vorlage: V/2012/11275

 8.7 Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) zur Erstel-
lung eines Konzeptes zu den  Kosten der Unterkunft, Vor-
lage: V/2012/11276

 8.8 Antrag der Fraktion MitBÜRGER für Halle - NEUES FO-
RUM zum vereinfachten Informationszugang für Bürge-
rinnen und Bürger durch freiwillige Bereitstellung amt-
licher Informationen im Internet, Vorlage: V/2012/11262

 8.9 Antrag der Fraktion MitBÜRGER für Halle - NEUES FO-
RUM zur Prüfung einer Würdigung der Verdienste von 
Gudrun Goesecke, Vorlage: V/2012/11281

 8.10 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Beendingung der Videoüberwachung des Marktplatzes, 
Vorlage: V/2012/11269

 8.11 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Übertragung der Ratssitzungen im Internet (Livestream), 
Vorlage: V/2012/11270

 8.12 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Erstellung einer kommunalen Richtlinie für die Kinder-
tagesp"ege, Vorlage: V/2012/11282

 8.13 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Umstrukturierung der Stadtmarketing GmbH, Vorlage: 
V/2012/11287

 9  schriftliche Anfragen Fraktionen und Stadträte
 9.1 Anfrage des Stadtrates Andreas Scholtyssek (CDU) zu Ak-

tivitäten der Stadt im Bereich europäische und internatio-
nale Beziehungen, Vorlage: V/2012/11181

 9.2 Anfrage der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Halle 
(Saale) zu Stromabschaltungen bei Privathaushalten in 
Halle (Saale), Vorlage: V/2012/11254

 9.3 Anfrage der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Halle 
(Saale) zum 80. Jahrestag der Machtübernahme durch 
Hitler am 30. Januar 1933, Vorlage: V/2012/11190

 9.4 Anfrage der Stadträtin Dr. Petra Sitte (Fraktion DIE 
LINKE.) zum Gelände um den Hufeisensee, Vorlage: 
V/2012/11271

 9.5 Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu 
Wettbewerben mit Beteiligung der Stadt Halle (Saale) im 
Jahr 2011, Vorlage: V/2012/11101

 9.6 Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN zur 

Darstellung von Ferienangeboten auf der städtischen 
Homepage, Vorlage: V/2012/11268

 9.7   Anfrage der Stadträtin Sabine Wolff (NEUES FORUM) 
zur Kita-Platz-Vergabe, Vorlage: V/2012/11277

 9.8 Anfrage der Stadträtin Sabine Wolff (NEUES FORUM) 
zur Sozialplanung der Stadt Halle, Vorlage: V/2012/11279

 9.9 Anfrage der Stadträtin Sabine Wolff (NEUES FORUM) 
zu den Verwaltungsberichten des Dezernat IV, Vorlage: 
V/2012/11278

 9.10 Anfrage der Stadträtin Sabine Wolff (NEUES FORUM) 
zum Konzept der Eissporthalle, Vorlage: V/2012/11280

 9.11 Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum 
Lärmschutz während der Bauzeit von Zugbildungsanlage 
und Bahnknotenausbau in Halle, Vorlage: V/2012/11212

 9.12 Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Nutzung von Bundesfördermitteln für kommunale Kli-
maschutzprojekte, Vorlage: V/2012/11288

 9.13 Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zur halleschen Kultur- und Kreativwirtschaft, Vorlage: 
V/2012/11286

 10   Mitteilungen
 10.1 Schuldenbericht 2011 der Stadt Halle (Saale), Vorlage: 

V/2012/11105
 10.2 Vergabebericht 2011, Vorlage: V/2012/11255
 11   mündliche Anfragen von Stadträten
 12   Anregungen
 12.1 Anregung der Fraktion MitBÜRGER für Halle - NEUES 

FORUM zur Erstellung einer lesefreundlichen Broschüre 
zur Haushaltssatzung, Vorlage: V/2012/11283

 13   Anträge auf Akteneinsicht

Tagesordnung – nicht öffentlicher Teil
 1   Feststellung der Tagesordnung
 2   Genehmigung der Niederschrift
 3   Beschlussvorlagen
 3.1   Haushaltssatzung 2011 Klage gegen das Landesverwal-

tungsamt Sachsen-Anhalt hier: Klagerücknahme, Vorla-
ge: V/2012/11241

 3.2   Unbefristete/ befristete Niederschlagungen von Forde-
rungen, Vorlage: V/2012/11131

 3.3   Vergabebeschluss: Amt 50-L-03/2012: Bereitstellung 
und Betrieb von Wohnheimen für Personen nach Lan-
desaufnahmegesetz, Vorlage: V/2012/11134

 3.4   Festlegung zur Förderung des Umbaus und der Sanierung 
der Steintorschule zur Jugendherberge, Große Steinstra-
ße 60, Vorlage: V/2012/11176

 3.5   Beantragung von Städtebaufördermitteln für das Pro-
grammjahr 2013, Vorlage: V/2012/11222

 3.6   Elektroenergielieferung für städtische Gebäude, Vorlage: 
V/2012/11216

 4   Wiedervorlage
 5   Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5.1   Antrag des Stadtrates Lothar Dieringer (CDU) zum Zu-

kunftsinvestitionsfond - Energiesparmaßnahmen - Er-
neuerung von sechs Heizungsanlagen - Vorlage-Nr.: 
V/2012/10947, Vorlage: V/2012/11253

 6   schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadträten
 7   Mitteilungen
 8   mündliche Anfragen von Stadträten
 9   Anregungen 

Dagmar Szabados
Oberbürgermeisterin



 AKTUELLES AKTUELLES 

Stationen – Dagmar Szabados in der halleschen Politik – fotografische Impressionen

„Angepackt für Halle – Bürger engagieren 
sich für ihre Stadt, 1990 bis 2012“

Unter diesem Titel gibt die scheidende Oberbürgermeiste-
rin ein Buch heraus, das am 30. November im Zuge ih-
rer feierlichen Verabschiedung präsentiert wird. In der 
über 130 Seiten starken Publikation kommen Menschen 
zu Wort, die sich in den vergangenen 22 Jahren und da-
rüber hinaus für und in der Stadt Halle (Saale) engagiert 
und nicht zuletzt Oberbürgermeisterin Dagmar Szabados 
während ihres Wirkens als Dezernentin, Beigeordnete und 
Oberbürgermeisterin begleitet haben. 

Das Buch transportiert ein vielschichtiges Kaleidoskop 
an Lesestoff und Themen – weit mehr als nur die Auf-
zählung von Fakten, Daten und Ereignissen gleich einer 
Chronologie. Die Bürgerinnen und Bürger aus allen gesell-

schaftlichen Bereichen, die „angepackt“ haben und noch 
„anpacken“ für Halle, schildern und re!ektieren ihre ganz 
persönlichen Gedanken und durchaus auch emotionalen 
Erlebnisse über, mit und in Halle. Zeitgeschichtlicher Le-
sestoff, der zeigt, wie lebenswert die Saalestadt ist und wel-
che enorme Entwicklung Halle in den vergangenen Jahren 
genommen hat. Das Buch erscheint in einer Au!age von 
2000 Exemplaren. Das Gros der Au!age stellt die Ober-
bürgermeisterin allen Schülerinnen und Schülern der 11. 
und 12. Klassen aller halleschen Schulen zur Verfügung, 
die eine gymnasiale Oberstufe anbieten. Darüberhinaus 
werden Sponsoren bedacht. Einige Exemplare werden im 
Stadtarchiv verwahrt.   

Gemeinsam mit den Kindergarten-Kindern der Kindertagesstätte „Bummi“ greift die Oberbürgermeisterin am 7. Oktober 2010 für den Neubau der Einrichtung, die von 
der Arbeiterwohlfahrt getragen wird, zum Spaten.

helme

Altbundeskanzler Willy Brandt trägt sich am 27. November 
1990 in das Goldene Buch der Stadt ein.

Dr. Ingeborg von Lips (vorn) Initiatorin des Projektes „Bildung im Vorübergehen“ bei der Enthüllung des Reil-Zusatzschildes am 19. Februar 2009.

Ex-US-Außenminister Henry Kissinger wird bei seinem Besuch am 5. Dezember 1993 vom deutschen Außenminister Hans-Dietrich Genscher und dem 
Präsidenten der Sowjetunion, Michael Sergejewitsch Gorbatschow, begleitet.

Der neue Hauptsitz der Leopoldina – Nationale Akademie der Wissenschaften – wird unter bundesweiter Beachtung am 25. Mai 2011 auf dem Jäger-
berg durch den Leopoldina-Präsidenten Prof. Jörg Hacker und Leopoldina Generalsekretärin Prof. Jutta Schnitzer-Ungefug eröffnet.

Übergabe der mit Spenden der Öffentlichen Versicherungen Sachsen-Anhalt (ÖSA) sanierten Gruftbögen auf dem Stadtgottesacker durch 
Peter Ahlgrimm, Vorstandsvors. der ÖSA (3.v.r.), und den Bildhauern Prof. Bernd Göbel (2.v.r.) und Marcus Golter am 30. Mai 2011.

Am 26. November 2006 gewinnt Dagmar Szabados die OB-Wahl im Stichwahl-
verfahren gegen Bernhard Bönisch. Sie löst Ingrid Häußler ab, die gratuliert.

Tagesschausprecherin Susanne Daubner, Staatsministerin  Dr. 
Cornelia Pieper und Dagmar Szabados beim Laternenfest 2012. Das erste Baby im Jubiläumsjahr „1200 Jahre Halle“. Anne Sailer bringt Kay Anto-

nia am 1. Januar 2006  zur Welt. Dagmar Szabados überreicht eine Begrüßungsmappe.
Kultusministerin Prof. Birgitta Wolff, Uni-Rektor Prof. Udo Sträter, OB Dagmar Szabados und Landes-Finanz-
Staatssekretär Jörg Felgner (v.l.) bei der Grundsteinlegung des Geisteswiss. Zentrums am 18. Juli 2012.

häußler und OBBaby

Staatssekretär Dr. Christoph Bergner (l.), Sozialminister Norbert Bischoff 
(2.v.r.), Frank Embacher, Paul Biedermann und OB Szabados legen am 29. 
Juni 2010 den Grundstein für die neue Robert-Koch-Schwimmhalle.

Dagmar Szabados 1993 als Dezernentin für 
Umwelt und kommunale Wirtschaft.

Saalekreis-Landrat Frank Bannert (r.) und OB Dagmar Szabados eröffnen im Jahr der Wissenschaft 2012 die 
Technik-Straßenbahn-Linie 5 von Bad Dürrenberg nach Halle-Kröllwitz am 30. März 2012.

Symbolische Schlüsselübergabe des Technischen Halloren- und Salinemuseum an den von den Halloren getragenen Verein „Hallesches Salinemuse-
um e.V.“ durch OB Dagmar Szabados.

Am 10. März 1992 p!anzen der Außenminister Hans-Dietrich Genscher und US-Botschaf-
ter Robert M. Kimmitt in Halle einen Baum.

Der Erdgas-Sportpark wird am 20. September 2011 durch MP Dr. Reiner Haseloff, 
Vorstandsvors. der Verbundnetz Gas AG, Carsten Heuchert, HFC-Präsident Dr.  
Michael Schädlich, Klaus Papenburg und Friedrich Thymian (v.l.) eröffnet.

Der damalige hallesche Oberbürgermeister Dr. Klaus Rauen, die damalige Umwelt-Dezernentin Dagmar Sza-
bados und der einstige Stadtwerke-Chef Winfried Klose (l.) bei der Schlüsselübergabe der Müll-Deponie Lochau 
am 16. August 1993.                 Fotos: Archiv, Thomas Ziegler

Am 10. November 1990 besuchen der sowjetische Außenminister Eduard Schewardnadse und der deutsche Außenmini-
ster Dr. Hans-Dietrich Genscher die Saalestadt.

Altbundeskanzler Helmut Schmidt trägt sich am 15. November 1990 in das 
Goldene Buch der Stadt Halle (Saale) ein.

Dagmar Szabados mit 
der OB-Amtskette.



               AKTUELLES / BEKANNTMACHUNGEN

Ausschusssitzungen der Stadt Halle (Saale)
Fortsetzung von Seite 5
5.4.12. Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. 

im Stadtrat Halle (Saale) zur Beschlussvorla-
ge Nahverkehrsplan der Stadt Halle (Saale) ab 
2012 (Vorlagen-Nr.: V/2012/10569), Vorlage: 
V/2012/11147

 5.4.13. Änderungsantrag der FDP-Stadtratsfrak-
tion Halle (Saale) zum Nahverkehrsplan der 
Stadt Halle (Saale) ab 2012 (V/2012/10569), 
Vorlage: V/2012/11186

 5.4.14. Änderungsantrag der SPD-Stadtratsfrak-
tion Halle (Saale) zur Vorlage „Nahverkehrs-
plan der Stadt Halle (Saale) ab 2012 (Vorlage 
V/2012/10569), Vorlage: V/2012/11237

 5.5. Feststellung der Fortschreibung der Schul-
entwicklungsplanung der Stadt Halle (Saale) 
für die Schuljahre 2009/10 bis 2013/14 für das 
Schuljahr 2013/14, Vorlage: V/2012/10911

 5.5.1. Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN zur Beschlussvorlage Fest-
stellung der Fortschreibung der Schulentwick-
lungsplanung der Stadt Halle (Saale) für die 
Schuljahre 2009/10 bis 2013/14 für das Schul-
jahr 2013/14 (Vorlagen-Nr. V/2012/10911) 
Vorlage: V/2012/11221

 5.6. Prioritätenliste Investitionen an Schulen und 
Horten, Teil 1, Vorlage: V/2012/10921

 5.7. Grundsatzbeschluss zur energetischen Sanie-
rung der Grund- und Sekundarschule Kastani-
enallee und der Sanierung der TH Kastanien-
allee mit Mitteln des Programms STARK III 
- Bauabschnitt , Vorlage: V/2012/10922

 5.8. Wirtschaftsplan der Stadtmarketing Hal-
le (Saale) GmbH für das Jahr 2013, Vorlage: 
V/2012/11030

 6. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 6.1. Antrag der CDU-Stadtratsfraktion zum Sozi-

alraum Silberhöhe, Vorlage: V/2012/10856
 6.2. Antrag der CDU-Fraktion zur Errichtung ei-

ner öffentlichen Bedürfnisanstalt im Gebiet 
der Ziegelwiese, Vorlage: V/2012/10964

 6.3. Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Änderung der Zuständig-
keitsordnung der Ausschüsse und der Haupt-
satzung des Stadtrates, Vorlage: V/2012/10437

 6.4. Antrag der Fraktion MitBÜRGER für Hal-
le - NEUES FORUM zur Beratung von Be-
bauungsplänen im Ausschuss für Ord-
nungs- und Umweltangelegenheiten, Vorlage: 
V/2011/10247

 6.5. Antrag der Stadträtin Dr. Petra Sitte (Frak-
tion DIE LINKE.) zu aufgearbeiteten Daten 
für eine partizipative Lokalpolitik, Vorlage: 
V/2012/11069

 6.6. Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle 
(Saale) zum Salzfest und zu den Händels Open 
zu Veranstaltungen auf dem Marktplatz und 
Hallmarkt, Vorlage: V/2012/10586

 6.7. Antrag der Fraktion MitBÜRGER für Halle – 
NEUES FORUM zur Korruptionsprävention, 
Vorlage: V/2012/10985

 6.8. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zur Wahl von Beigeordneten in Halle, 
Vorlage: V/2012/11002

 6.9. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zur Brandschutzgrundsicherung 
der geplanten Grundschule Glaucha, Vorlage: 
V/2012/11148

6.10. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zur Unterstützung der Martin-Lu-
ther-Universität Halle-Wittenberg, Vorlage: 
V/2012/11102

 6.10.1. Änderungsantrag der SPD-Stadtratsfrak-
tion Halle (Saale) zum Antrag der Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Unter-
stützung der Martin-Luther-Universität Hal-
le-Wittenberg (Vorlagen-Nr. V/2012/11102), 
Vorlage: V/2012/11168

 6.10.1.1. Änderungsantrag der FDP-Stadtratsfrak-
tion zum Änderungsantrag der SPD-Stadtrats-
fraktion Halle (Saale) zum Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Unterstüt-
zung der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg (Vorlagen-Nr. V/2012/11168), Vor-
lage: V/2012/11172

 6.10.1.2. Änderungsantrag der Fraktion DIE LIN-
KE. zum Änderungsantrag der SPD-Stadt-
ratsfraktion zum Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN zur Unterstützung 
der Martin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg (Vorlagen-Nr.: V/2012/11168 ), Vorlage: 
V/2012/11240

 6.11. Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Halle (Saale) zur Unterstützung der Mar-
tin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Vor-
lage: V/2012/11165

 7. schriftliche Anfragen  Fraktionen /Stadträten
 8. Mitteilungen
 9. Beantwortung von mündlichen Anfragen
 10. Anregungen
Tagesordnung – nicht öffentlicher Teil
 1. Feststellung der Tagesordnung
 2. Genehmigung der Niederschrift vom 14.11.2012
 3. Beschlussvorlagen
 3.1. Haushaltssatzung 2011 Klage gegen das Lan-

desverwaltungsamt Sachsen-Anhalt hier: Kla-
gerücknahme, Vorlage: V/2012/11241

 4. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5. schriftliche Anfragen von Fraktionen/Stadträten
 6. Mitteilungen
 7. Beantwortung mündlicher Anfragen
 8. Anregungen

Dagmar Szabados, Oberbürgermeisterin

Ausschuss für städtische Bauangelegenheiten 
und Vergaben nach VOB, VOL, HOAI  

und VOF
Am Donnerstag, dem 6. Dezember 2012, 17 Uhr, 
!ndet im Ratshof, Raum 107, Marktplatz 1, 06108 
Halle (Saale) die 47. öffentliche/nicht öffentliche 
Sitzung des Ausschusses für städtische Bauange-
legenheiten und Vergaben nach der VOB, VOL, 
HOAI und VOF statt.
Tagesordnung – öffentlicher Teil
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ord-

nungsmäßigkeit der Einladung und der Be-
schlussfähigkeit

 2. Feststellung der Tagesordnung
 3. Genehmigung der Niederschrift vom 

15.11.2012
 4. Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sit-

zung am 15.11.2012 gefassten Beschlüsse
 5. Beschlussvorlagen
 5.1. Gestaltungs- und Baubeschluss zum Bau 

eines Radweges in der Kröllwitzer Straße, 
Vorlage: V/2012/11215

 6. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 6.1. Antrag des Stadtrates Andreas Scholtyssek 

(CDU) zum zeitlich optimierten Ersatz von 
Notebooks in der Stadtverwaltung, Vorlage: 
V/2012/11087

 7. schriftliche Anfragen von Fraktionen und 
Stadträten

 8. Mitteilungen
 8.1. Vergabebericht 2011, Vorlage: V/2012/11255
 9. Beantwortung mündlicher Anfragen
 10. Anregungen
Tagesordnung – nicht öffentlicher Teil
 1. Feststellung der Tagesordnung
 2. Genehmigung der Niederschrift vom 

15.11.2012
 3. Beschlussvorlagen
 3.1. Vergabebeschluss: Amt 66-L-09/2012: War-

tung und Instandhaltung des Verkehrsrech-
ners, Vorlage: V/2012/11249

 3.2. Vergabebeschluss: Amt 66-L-10/2012: Ver-
kehrslage Halle, Wartung und Betriebssiche-
rung des Systems der Strategiedetektoren, 
Vorlage: V/2012/11230

 3.3. Vergabebeschluss: Amt 11-L-02a/2012 Los 
1 + 2: Durchführung von Workshops und 
Coachings im Rahmen der Entwicklung des 
Kompetenzmanagementsystems und Bera-
tung bei der Entwicklung und Implementie-
rung eines Kompetenzmanagementsystems, 
Vorlage: V/2012/11223

 3.4. Vergabebeschluss: Amt 450-L-09/2012: 
Ausstellungsbau-Tischlerarbeiten zur Dau-
erausstellung Stadtgeschichte, Vorlage: 
V/2012/11224.

 3.5. Elektroenergielieferung für städtische Ge-
bäude, Vorlage: V/2012/11216

 3.6. Förderung von Investitionen zur Teilsa-
nierung und den Um- und Ausbau der Lie-
genschaft Volkspark Halle - Teilmaßnah-
me 2. Bauabschnitt Haupthaus -, Vorlage: 
V/2012/11242

 3.7. Förderung von Investitionen zur Teilsanie-
rung und den Um- und Ausbau der Liegen-
schaft Volkspark Halle - Teilmaßnahme 
Kindertagesstätte -, Vorlage: V/2012/11243

3.8 Vergabe von Städtebaufördermitteln zur Si-
cherung des Gebäudes Wielandstraße 17 
- Stadteingang Paracelsusstraße, Vorlage: 
V/2012/11258

 4. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5. schriftliche Anfragen von Fraktionen und 

Stadträten
 6. Mitteilungen
 7. Beantwortung mündlicher Anfragen
 8. Anregungen

Johannes Krause
Ausschussvorsitzender

Uwe Stäglin
Beigeordneter

Jugendhilfeausschuss
Am Donnerstag, dem 6. Dezember 2012, 16 Uhr, 
!ndet im Stadthaus, Kleiner Saal, Marktplatz 2, 
06108 Halle (Saale), eine öffentliche/nicht öffent-
liche Sitzung des Jugendhilfeausschusses statt.
Tagesordnung – öffentlicher Teil
Kinder- und Jugendsprechstunde
 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ord-

nungsmäßigkeit der Einladung und der Be-
schlussfähigkeit

 2. Feststellung der Tagesordnung
 3. Genehmigung der Niederschrift
 3.1. Genehmigung der Niederschrift vom 

04.10.2012
 3.2. Genehmigung der Niederschrift vom 

01.11.2012
 4. Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung 

gefassten Beschlüsse
 5. Beschlussvorlagen
 5.1. Mitgliedschaften der Stadt Halle (Saale), Vor-

lage: V/2012/10931
 6. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 6.1. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN zur Nutzung von Fördermöglich-
keiten im Bereich Frühe Hilfen, Vorlage: 
V/2012/11103

 7. schriftliche Anfragen von Fraktionen und 
Stadträten

 8. Mitteilungen
 8.1. Mitteilung über die Arbeit des Quartierma-

nagements in Halle-Neustadt über den Zeit-
raum Oktober 2011 bis September 2012, Vor-
lage: V/2012/11061

 8.2. Bericht des Kinder- und Jugendrates der Stadt 
Halle (Saale)

 8.3. Bericht des Kinder- und Jugendbeauftragten 
der Stadt Halle (Saale)

 9. Beantwortung mündlicher Anfragen
 10. Themenspeicher
 11. Anregungen
Tagesordnung – nicht öffentlicher Teil
1. Feststellung der Tagesordnung
 2. Genehmigung der Niederschrift
 2.1. Genehmigung der Niederschrift vom 

04.10.2012, Genehmigung der Niederschrift 
vom 01.11.2012

 3. Beschlussvorlagen
 3.1. Förderung der Angebote der Träger der frei-

en Jugendhilfe gemäß der Jugendhilfepla-
nung § 11-13, 14, 16 SGB VIII der Stadt Hal-
le (Saale) - Prioritätensetzung 2013, Vorlage: 
V/2012/11217

 4. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5. schriftliche Anfragen von Fraktionen und 

Stadträten
 6. Mitteilungen
 7. Beantwortung mündlicher Anfragen
 8. Anregungen

Hanna Haupt, Ausschussvors.
Tobias Kogge, Beigeordneter

Sportausschuss
Am Donnerstag, dem 13. Dezember 2012, 17 Uhr, 
!ndet im Stadthaus, Wappensaal, Marktplatz 2, 
06108 Halle (Saale), eine öffentliche/nicht öffent-
liche Sitzung des Sportausschusses statt.
Tagesordnung – öffentlicher Teil
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ord-

nungsmäßigkeit der Einladung und der Be-
schlussfähigkeit

 2. Feststellung der Tagesordnung
 3. Genehmigung der Niederschrift vom 

22.11.2012 (wird nachgereicht)
 4. Beschlussvorlagen
 4.1. Neufassung der Sportförderrichtlinie - 1. Le-

sung, Vorlage: V/2012/11028
 5. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 6. schriftliche Anfragen von Fraktionen und 

Stadträten
 7. Mitteilungen
 7.1. Sachstand Betriebskosten Schwimmhalle Ro-

bert-Koch-Straße, allgemeine Informationen 
zur Schwimmhallensituation, Frau Walden-
burger (Bäder Halle GmbH)

 7.2. Verwaltungsbericht Sport, Vorlage: 
V/2012/11244

 8. Beantwortung mündlicher Anfragen
 9. Anregungen
Tagesordnung – nichtöffentlicher Teil
1. Feststellung der Tagesordnung
 2. Genehmigung der Niederschrift vom 

22.11.2012 (wird nachgereicht)
 3. Beschlussvorlagen
 4. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5. schriftliche Anfragen von Fraktionen und 

Stadträten
 6. Mitteilungen
 7. Beantwortung mündliche Anfragen
 8. Anregungen

Andreas Hajek, Ausschussvors.
Tobias Kogge, Beigeordneter

Ausschuss für Ordnung und  
Umweltangelegenheiten

Am Donnerstag, dem 13. Dezember 2012, 17 Uhr, 
!ndet im Stadthaus, Kleiner Saal, Marktplatz 2, 
06108 Halle (Saale), eine öffentliche/nicht öffent-
liche Sitzung des Ausschusses für Ordnung und 
Umweltangelegenheiten statt.
Tagesordnung – öffentlicher Teil
 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ord-

nungsmäßigkeit der Einladung und der Be-
schlussfähigkeit

 2. Feststellung der Tagesordnung
 3. Genehmigung der Niederschrift vom 

01.11.2012
 4. Beschlussvorlagen
 4.1. Integriertes Kommunales Klimaschutzkon-

zept, Vorlage: V/2012/10948
 4.2. Mitgliedschaften der Stadt Halle (Saale), Vor-

lage: V/2012/10931
 4.3. Resolution zur Entlastung von nächtlichem 

Fluglärm, Vorlage: V/2012/11175
 5. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5.1. Antrag der FDP-Stadtratsfraktion Halle 

(Saale) zur Gefahrenabwehrverordnung, Vor-
lage: V/2012/11057

 5.2. Antrag der SPD-Stadtratsfraktion zur tem-
porären Installierung mobiler Fahrradab-
stellanlagen auf dem Marktplatz, Vorlage: 
V/2012/11066

 5.3. Antrag der Stadträte Roland Hildebrandt 
und Raik Müller (beide CDU-Fraktion) zur 
Illumination der Pauluskirche, Vorlage: 
V/2012/11076

 5.4. Antrag des Stadtrates Andreas Scholtyssek 
(CDU) zum zeitlich optimierten Ersatz von 
Notebooks in der Stadtverwaltung, Vorlage: 
V/2012/11087

 6. schriftliche Anfragen von Fraktionen und 
Stadträten

 7. Mitteilungen
 7.1. Antrag der SPD-Stadtratsfraktion Halle 

(Saale) zum Erhalt des Baumbestandes in der 
Stadt Halle (Saale)  V/2012/10844 - Haushal-
terische Auswirkungen ab dem Jahr 2013, Vor-
lage: V/2012/11155

 8. Beantwortung von mündlichen Anfragen
 9. Anregungen
Tagesordnung – nicht öffentlicher Teil
 1. Feststellung der Tagesordnung
 2. Genehmigung der Niederschrift vom 

01.11.2012
 3. Beschlussvorlagen
 4. Anträge von Fraktionen und Stadträten
 5. schriftliche Anfragen von Fraktionen und 

Stadträten
 6. Mitteilungen
 7. Beantwortung mündlicher Anfragen
 8. Anregungen

Oliver Paulsen, Ausschussvors.
Dr. Bernd Wiegand, Beigeordneter

Nachruf
Tief bewegt haben wir die traurige P"icht der Bekanntgabe, dass unser langjäh-
riger Kollege

Detlef Rosenberger
im Alter von 56 Jahren verstorben ist.

Wir erinnern uns an einen engagierten Kollegen sowie Feuerwehrkamera-
den und an seine mehr als 30jährige Dienstzeit in der Berufsfeuerwehr und 
im Amt für Brand-, Katastrophenschutz und Rettungsdienst (37) der Stadt 
Halle (Saale). Beginnend als Einsatzkraft und Maschinist in der damaligen 
1. Wachabteilung der Hauptfeuerwache in Halle-Neustadt, bewarb er sich 
1990, nach Absolvierung entsprechender Quali!zierungsmaßnahmen, er-
folgreich auf die Stelle des Kfz.-Meisters im neugeschaffenen Amt 37. In 
dieser Funktion war er bis zum Zeitpunkt seines Todes in maßgeblicher 
Verantwortung für die Betriebsbereitschaft der Einsatztechnik von Feuer-
wehr, Katastrophenschutz und Rettungsdienst, zuverlässig und erfolgreich, 
tätig. Durch seine engagierte Arbeit und Tätigkeit, insbesondere im techni-
schen Bereich des Amtes, leistete er einen hervorragenden Beitrag für das 
kommunale Gefahrenabwehrwesen in unserer Stadt.

Wir werden unseren Kollegen immer ehrend gedenken.

Amt für Brand-, Katastrophenschutz    Berufsfeuerwehr Halle (Saale) 
u. Rettungsdienst Stadt Halle (Saale)      Feuerwehrverband Halle e.V.

Nachruf
Wir haben die traurige P"icht der Bekanntgabe, dass unser Kollege und
Kamerad, der langjährige Angehörige der Berufsfeuerwehr Halle (Saale)

Jürgen Ruch
im Alter von 75 Jahren verstorben ist.

In den vielen Jahren seiner Zugehörigkeit zur halleschen Berufsfeuerwehr 
war er hauptsächlich im Einsatzdienst und hier zuletzt als Maschinist in der 
1. Wachabteilung der Hauptfeuerwache in Halle-Neustadt tätig. Ein großes 
Maß an Engagement, Kameradschaftlichkeit und Hilfsbereitschaft brach-
ten ihm besondere Achtung und und hohe Wertschätzung ein. Durch seine 
Zugehörigkeit über den langen Zeitraum sowie seine Arbeit im Rahmen 
des Dienstes bei der Feuerwehr leistete er einen bedeutenden Beitrag für 
die kommunale Gefahrenabwehr.
 

Wir werden unserem Kollegen und Kameraden Jürgen Ruch immer ein 
ehrendes Andenken bewahren.

Berufsfeuerwehr Halle (Saale)   Feuerwehrverband Halle e.V.

Zur Umbennung
Philipp-Müller-Straße  
in Willy-Brandt-Straße
Die Stadtverwaltung begleitet die betrof-
fenen Bürger mit einem umfangreichen 
Service: Auf Antrag erfolgt eine gebühren-
freie Änderung von Personalausweis und 
Fahrzeugpapieren vom Amt für Bürgerser-
vice. * Durch das Ordnungsamt erfolgt eine 
automatische Adressänderung im Gewer-
beregister. * Durch das Stadtvermessungs-
amt werden die Änderungen automatisch in 
die amtlichen Kartenwerke (Stadtgrundkar-
te und Stadtplan) eingearbeitet. * Alle Äm-
ter der Stadtverwaltung und eine Vielzahl von 
Institutionen werden zusätzlich schriftlich be-
nachrichtigt, damit die entsprechenden Sys-
teme und Register aktualisiert werden kön-
nen (z.B. Telekom Deutschland GmbH, EVH 
GmbH, HWS GmbH, Amtsgericht Halle, Fi-
nanzamt, Polizeirevier Halle, Landesamt 
für Vermessung und Geoinformation Sach-
sen-Anhalt, Grundbuchamt, Landesamt für 
Verbraucherschutz, MLU, Mitteldeutsches 
Druck- und Verlagshaus GmbH&Co. KG, 
Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, Bi-
schö"iches Ordinariat Magdeburg). * Über 
den Kreis der bisherigen Benachrichtigungs-
adressaten hinaus, werden weitere Paketzu-
stelldienste (GLS, DPD, UPS, HERMES, 
City-Brief-Curier), die Inter-netanbieter von 
Map-Diensten (GOOGLE, YAHOO) so-
wie Handwerkskammer und Rechtsanwalts-
kammer des Landes Sachsen-Anhalt infor-
miert. * Bei der Deutschen Post AG wurde 
der Antrag gestellt, über den üblichen Zeit-
raum eines halben Jahres hinaus, die Zustel-
lung unter der alten und neuen Adresse auf 
ein Jahr zu verlängern. Das bedeutet, dass bis 
Ende 2013 eine Zustellung an beide Straßen-
namen gewährleistet wird.

Einladung der Schulanfänger 

für das Schuljahr 2014/2015
Öffentliche Bekanntmachung zur Einla-
dung der Schulanfänger für das Schuljahr 
2014/2015. Gemäß § 37 Schulgesetz des Lan-
des Sachsen-Anhalt werden alle Kinder, die 
bis zum 30. Juni 2014 das sechste Lebens-
jahr vollenden, mit Beginn des Schuljahres 
2014/2015 schulp"ichtig. Kinder, die bis zum 
30. Juni 2014 das fünfte Lebensjahr vollen-
den, können auf Antrag der Sorgeberech-
tigten, mit Beginn des Schuljahres 2014/2015 
in die Schule aufgenommen werden, wenn sie 
die für den Schulbesuch erforderlichen kör-
perlichen und geistigen Voraussetzungen be-
sitzen und in ihrem sozialen Verhalten aus-
reichend entwickelt sind. Das Amt für Schule 
und Sport bittet Eltern, deren Kinder, die in 
diese Jahrgänge fallen, Ihr Kind, an einem der 
unten genannten Termine zur Schulaufnah-
me, an der jeweiligen Grundschule im Schul-
bezirk, entsprechend der festgeschriebenen 
Schulbezirke (gem. $ 41 Schulgesetz des Lan-
des Sachsen-Anhalt) am 13. Februar 2013 
oder am 14. Februar 2013 jeweils in der Zeit 
von 15 bis 18 Uhr begrüßen zu können. Ter-
mine am Vormittag sind nur in Absprache mit 
der Schulleitung möglich. Das anzumeldende 
Kind ist von den Eltern persönlich vorzustel-
len. Geburtsurkunde des Kindes oder das Fa-
milienstammbuch nicht vergessen. Bei Ver-
säumnis sollte sich direkt mit der zuständigen 
Grundschule in Verbindung gesetzt werden.
Alle Eltern erhalten im Januar 2013 eine per-
sönliche Einladung. Erfolgt keine Einladung 
wenden sich Eltern bitte selbstständig bei der 
zuständigen Grundschule.
 Amt für Schule und Sport



 

Bekanntmachung der Abfallgebührensatzung der Stadt Halle (Saale)
Aufgrund §§ 6 und 8 der Gemeindeord-
nung für das Land Sachsen-Anhalt in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. August 2009 (GVBl. LSA, S. 383), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. 
November 2011 (GVBl. LSA S. 814), der 
§§ 1, 2, 4, 5 und 10 des Kommunalabga-
bengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
(KAG-LSA) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. 
LSA, S. 405), zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 2. Februar 2011 
(GVBl. LSA, S. 58) sowie § 6 des Ab-
fallgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
(AbfG LSA) vom 1. Februar 2010 (GVBl. 
LSA, S. 44), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 10. Dezember 2010 (GVBl LSA 
S. 569, 577) und der 4. Satzung zur Än-
derung der „Abfallwirtschaftssatzung 
der Stadt Halle (Saale) vom 22.11.2006“ 
vom 21.11.2012 hat der Stadtrat der Stadt 
Halle (Saale) am 21.11.2012 folgende Sat-
zung beschlossen:

Abkürzungsverzeichnis
AbfG LSA Abfallgesetz des Landes 
 Sachsen-Anhalt
AbfWS Abfallwirtschaftssatzung der  
 Stadt Halle (Saale)
KAG-LSA  Kommunalabgabengesetz   
 Sachsen-Anhalt
MGB Müllgroßbehälter (Mülltonne)
Stadt Stadt Halle (Saale)
HWS Hallesche Wasser und 
 Stadtwirtschaft GmbH

§ 1 Allgemeines
(1) Die Stadt erhebt zur Deckung ihres 
Aufwandes für die öffentliche Einrich-
tung Abfallentsorgung gemäß § 1 Abs. 2 
AbfWS Benutzungsgebühren.
(2) Die Benutzungsgebühren bemes-
sen sich nach dem in der Anlage als Be-
standteil dieser Satzung beigefügten Ge-
bührentarif.
(3) Die Stadt überträgt die Befugnis zur 
Ermittlung der Berechnungsgrundlagen, 
zur Gebührenberechnung, zur Ausferti-
gung und Versendung von Gebührenbe-
scheiden sowie zur Entgegennahme der 
Gebührenzahlungen gemäß § 10 Abs. 1 
KAG-LSA der HWS.
(4) Die Stadt erhebt zur Deckung ihres 
Aufwandes für die Bearbeitung der An-
träge nach § 7 Verwaltungsgebühren.

§ 2 Gebührenpflicht
Die Gebührenp!icht entsteht, sobald das 
Grundstück zur öffentlichen Abfallent-
sorgung angemeldet oder diese tatsäch-
lich in Anspruch genommen wird.
Sie endet mit der Abmeldung des Grund-
stückes von der öffentlichen Abfallent-
sorgung nach Maßgabe des § 20 Abs. 5 
AbfWS.

§ 3 Gebührenmaßstäbe
(1) Die Abfallgebühr besteht
1. für Wohngrundstücke aus einer Perso-
nengebühr, die in Abhängigkeit von der 
Personenanzahl nach § 15 AbfWS (ggf. 
unter Beachtung der berücksichtigten Ei-
genkompostierung nach § 4 Abs. 6 Ab-
fWS) erhoben wird und einer Restmüll-
gebühr, die in Abhängigkeit von Anzahl 
und Größe der veranlagten Restmüllbe-
hälter und dem Entsorgungsrhythmus er-
hoben wird,
2. für nicht zu Wohnzwecken genutzte 
Grundstücke (z. B. gewerblich oder frei-
beru!ich genutzte Grundstücke, Verwal-
tungsgebäude, Praxen, Hotels, Schulen) 
aus einer Restmüllgebühr, die in Abhän-
gigkeit von Anzahl und Größe der veran-
lagten Restmüllbehälter und dem Entsor-
gungsrhythmus erhoben wird.
(2) Bei der Nutzung von Restmüllbehäl-
tern wird für unbewohnte Grundstücke, 
insbesondere für Gartenanlagen, Eigen-
tümergärten und Erholungsgrundstücke 
eine Restmüllgebühr entsprechend Abs. 
1 Ziff. 2 erhoben.
(3) Bei der Nutzung von Biotonnen wird 
für unbewohnte und gewerblich genutzte 
Grundstücke nach § 17 Abs. 1 Satz 4 und 
5 AbfWS eine Entsorgungsgebühr in Ab-
hängigkeit von Anzahl und Größe der Bi-
otonne erhoben.
(4) Für Einzelentsorgungen von Abfall-
behältern auf Antrag gemäß § 17 Abs. 2 
Satz 4 und 5 und § 19 Abs. 2 Satz 2 Ab-
fWS wird in Abhängigkeit von Anzahl, 
Art und Größe der Abfallbehälter sowie 
der Anzahl der beantragten Abfuhren 
eine Gebühr erhoben.
(5) Für Leistungen nach § 7 Abs. 4, § 16 
Abs. 1 Satz 5, § 16 Abs. 3 und 4 AbfWS 
werden Gebühren pro Sack erhoben. Für 
die gesonderte Entsorgung von Abfallsä-
cken auf Antrag wird eine Gebühr pro 
Anfahrt erhoben.
(6) Für die Entsorgung von mit unzuläs-
sigen Abfällen befüllten Abfallbehältern 
nach § 7 Abs. 3 AbfWS wird in Abhän-
gigkeit von der Behältergröße und ggf. 
dem Entsorgungsrhythmus eine Gebühr 
erhoben.
(7) Bei der Terminabfuhr von Sperrmüll 
nach § 8 Abs. 3 AbfWS wird für den 
Aufwand der gesonderten Anfahrt eine 
Gebühr erhoben.
(8) Für Abfuhren auf Antrag nach § 7 
Abs. 7 (p!anzliche Abfälle), § 8 Abs. 4, 
6 und 9 Satz 1 (Sperrmüll) sowie § 16 
Abs. 1 Satz 7(behälterlose Abfälle) Ab-
fWS werden Gebühren nach dem ent-
standenen Aufwand in Abhängigkeit von 
Abfallart und -menge Gebühren erhoben.
(9) Bei der Selbstanlieferung von Ab-
fällen an die Wertstoffmärkte der HWS 
nach § 7 Abs. 5 (Wurzelholz), § 8 Abs. 5 
(Sperrmüll) und § 13 Abs. 2 Satz 2 (Bau- 
und Abbruchabfälle) AbfWS wird in 

Abhängigkeit von Abfallart und -menge 
eine Gebühr erhoben. 
(10) Für die Entsorgung von schadstoff-
haltigen Haushaltsabfällen in Gebinden > 
25 Liter (§ 11 Abs. 3 AbfWS) und Son-
derabfallkleinmengen (§ 12 Abs. 2 und 3 
AbfWS) werden Gebühren nach dem ent-
standenen Aufwand in Abhängigkeit von 
Abfallart und -menge erhoben.
(11) Für Abfälle, die auf Grundstücken 
anfallen, welche nicht an die regelmä-
ßige Abfallentsorgung der Stadt ange-
schlossen sind, ist die Anlieferung an die 
Wertstoffmärkte oder die Schadstoffan-
nahmestelle der HWS unabhängig von 
der Abfallmenge entsprechend des Ent-
sorgungsaufwandes immer gebühren-
p!ichtig (keine kostenfreie Anlieferung 
von Kleinmengen).
(12) Für die Entsorgung von bei der 
HWS angelieferten Abfällen zur Besei-
tigung aus anderen Herkunftsbereichen 
als privaten Haushaltungen, die von der 
Einsammlungs- und Beförderungsp!icht 
nach § 3 Abs. 3 Satz 5 AbfWS ausge-
schlossen sind, wird eine Gebühr nach 
dem entstandenen Aufwand für die Ent-
sorgung in Abhängigkeit von Abfallart 
und -menge erhoben.
(13) Für die Entsorgung von überlas-
sungspflichtigen Abfällen in Contai-
nern oder Umleerbehältern nach § 16 
Abs. 1 Satz 4 AbfWS werden Gebühren 
nach dem entstandenen Aufwand (An-
zahl, Art und Größe sowie Mietdauer der 
Container) in Abhängigkeit von Abfall-
art und -menge erhoben.
(14) Für Abfälle, die in Folge ihrer Eigen-
art beim Einsammeln, Befördern oder 
Behandeln/Entsorgen durch besondere 
Maßnahmen erhöhte Aufwendungen er-
fordern, werden Gebühren in Höhe des 
entstandenen Aufwandes erhoben.

§ 4 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner für die Abfallge-
bühr ist der Grundstückseigentümer oder 
eine ihm gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 Ab-
fWS gleichgestellte Person. Neben den 
Grundstückseigentümer können ande-
re Gebührenschuldner treten. Mehrere 
Gebührenschuldner haften als Gesamt-
schuldner. Mieter und Pächter haften für 
den ihnen zurechenbaren Anteil der Ab-
fallgebühr.
Bei Wohnungseigentum werden die Ge-
bühren einheitlich für die Gemeinschaft 
festgesetzt. Der Gebührenbescheid wird 
den Wohnungseigentümern oder dem 
Verwalter, den die Wohnungseigentümer 
nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
bestellt haben, bekannt gegeben.
Bei gemeinsamer Nutzung von Rest-
müllbehältern bzw. Biotonnen für meh-
rere benachbarte Grundstücke gemäß § 
17 Abs. 5 AbfWS ist der im Antrag be-
nannte Anschlussp!ichtige Gebühren-

schuldner.
Sofern ein Erzeuger von Abfällen aus an-
deren Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen in Bezug auf seine Ab-
fälle das Anschlussrecht nach § 5 Abs. 2 
AbfWS selbst wahrnimmt, ist er Gebüh-
renschuldner.
(2) Gebührenschuldner für die Entsor-
gung von mit unzulässigen Abfällen be-
füllten Biotonnen und für Einzelentsor-
gungen von Abfallbehältern auf Antrag 
ist der nach Absatz 1 zuständige Gebüh-
renschuldner.
(3) Gebührenschuldner bei der Inan-
spruchnahme von Abfuhren auf Antrag 
ist der Auftraggeber.
(4) Gebührenschuldner bei der Benut-
zung von Abfallsäcken (Restmüllsäcke 
und Grünschnittsäcke) ist der Erwerber.
(5) Gebührenschuldner bei Selbstanliefe-
rung von Abfällen an die Wertstoffmär-
kte der HWS ist der Anlieferer bzw. der 
Auftraggeber.
(6) Gebührenschuldner bei Anlieferung 
an der Waage der HWS von Abfällen 
zur Beseitigung aus anderen Herkunfts-
bereichen als privaten Haushaltungen, 
die nach § 3 Abs. 3 Satz 5 AbfWS von 
der Einsammlungs- und Beförderungs-
p!icht ausgeschlossen sind, ist der An-
lieferer bzw. der Auftraggeber.
(7) Gebührenschuldner für die Entsor-
gung von Schadstoffhaltigen Haushalts-
abfällen und Sonderabfallkleinmengen 
ist der Anlieferer bzw. der Auftraggeber.
(8) Gebührenschuldner für die Entsor-
gung von überlassungsp!ichtigen Abfäl-
len in Containern oder Umleerbehältern 
ist der Auftraggeber.
(9) Gebührenschuldner nach § 3 Abs. 14 
ist die Person, die die Inanspruchnahme 
der Leistung veranlasst, verursacht oder 
in Auftrag gegeben hat.

§ 5 Entstehung der Gebührenschuld 
und Fälligkeit 

(1) Erhebungszeitraum für die Abfall-
gebühren nach § 3 Abs. 1, 2 und 3 ist 
das Kalenderjahr, bei der Entstehung 
der Gebührenp!icht nach § 2 während 
eines Kalenderjahres der Restteil des 
Jahres, bei Beendigung der Gebühren-
p!icht während des Kalenderjahres der 
Zeitraum von Beginn des Jahres bis zum 
Ende der Gebührenp!icht nach § 2.
Die Gebührenschuld entsteht jeweils zu 
Beginn des Erhebungszeitraumes in An-
wendung der zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden Gebührensätze in voller Höhe.
Die Festsetzung der Gebühr erfolgt je-
weils für ganze Monate durch Gebühren-
bescheid. Die Gebühr wird in vier Teilen 
je Quartal zur Quartalsmitte
I. Quartal zum 15.02.
II Quartal zum 15.05.
III. Quartal zum 15.08.
IV. Quartal zum 15.11.

fällig, sofern der Gebührenbescheid min-
destens 14 Tage vor dem entsprechenden 
Fälligkeitstermin bekannt gegeben wor-
den ist.
In anderen Fällen wird die Gebühr hin-
sichtlich der bereits abgelaufenen Quar-
talsfälligkeiten 14 Tage nach Bekanntga-
be des Gebührenbescheides fällig.
(2) Überzahlungen werden mit anderen 
fälligen Zahlungen aufgerechnet. Auf 
Verlangen des Gebührenschuldners wer-
den diese auf ein anzugebendes Konto 
zurück überwiesen.
(3) Bei der Entsorgung von mit unzuläs-
sigen Abfällen befüllten Biotonnen nach 
§ 7 Abs. 3 AbfWS entsteht die Gebühren-
schuld mit Beginn der Leistung. Die Ge-
bühr wird 14 Tage nach Zugang des Be-
scheides fällig.
(4) Bei Inanspruchnahme von Abfuhren 
auf Antrag (außer bei der Terminabfuhr 
nach § 8 Abs. 3 AbfWS) entsteht die Ge-
bührenschuld mit Beginn der Leistung. 
Die Gebühr wird 14 Tage nach Zugang 
des Bescheides fällig.
Bei Inanspruchnahme von Terminab-
fuhren nach § 8 Abs. 3 AbfWS entsteht 
die Gebührenschuld mit dem Antrag. 
Die Gebühr wird 3 Tage vor dem bean-
tragten Abholtermin fällig. Der Antrag-
steller erhält einen Beleg.
(5) Bei der Verwendung von Abfallsä-
cken (Restmüllsäcke und Grünschnitt-
säcke) entsteht die Gebührenschuld mit 
dem Erwerb. Die Gebühr wird mit dem 
Kauf fällig und ist sofort zu entrichten. 
Der Käufer erhält einen Beleg.
(6) Bei gebührenp!ichtiger Selbstanlie-
ferung von Abfällen an die Wertstoff-
märkte oder von Schadstoffhaltigen 
Haushaltsabfällen an die Schadstoffan-
nahmestelle der HWS entsteht die Ge-
bührenschuld mit der Übergabe der Ab-
fälle. Die Gebühr wird mit der Anliefe-
rung fällig und ist sofort zu entrichten. 
Der Anlieferer erhält einen Beleg.
(7) Die Gebührenschuld bei der Entsor-
gung von Abfällen zur Beseitigung aus 
anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen, die nach § 3 Abs. 
3 Satz 5 AbfWS von der Einsammlungs- 
und Beförderungsp!icht ausgeschlossen 
sind, entsteht mit der Übergabe der Ab-
fälle an der Waage der HWS. Die Ge-
bühr wird 14 Tage nach Zugang des Be-
scheides fällig.
(8) Die Gebührenschuld für die Entsor-
gung von Sonderabfallkleinmengen  ent-
steht mit der Übergabe der Abfälle. Die 
Gebühr wird 14 Tage nach Zugang des 
Bescheides fällig.

Fortsetzung zur Bekanntmachung der 
Abfallgebührensatzung der Stadt Halle 

(Saale) auf der folgenden Seite 10

Bekanntmachung der 4. Satzung zur Änderung der 

„Abfallwirtschaftssatzung der Stadt Halle (Saale) vom 22.11.2006“
Aufgrund §§ 6 und 8 der Gemeindeordnung 
für das Land Sachsen-Anhalt in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. Au-
gust 2009 (GVBl. LSA 2009, S. 383), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom  30. No-
vember 2011 (GVBl. LSA S. 814) und §§ 
3 und 4 Abfallgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (AbfG LSA) vom 1. Febru-
ar 2010 (GVBl. LSA 2010, S. 44), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 10. Dezem-
ber 2010 (GVBl. LSA S. 569, 577) hat 
der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) am 
21.11.2012 folgende Satzung beschlos-
sen:
§ 1 Die Abfallwirtschaftssatzung der 
Stadt Halle (Saale) vom 22.11.2006 

wird wie folgt geändert:
a)  die 13. Zeile im Abkürzungsver-

zeichnis wird geändert in:
   „KrWG Kreislaufwirtschaftsgesetz“
b)  die 17. Zeile im Abkürzungsverzeich-

nis wird geändert in:
   „HWS Hallesche Wasser und Stadt-

wirtschaft GmbH“
 Gleichzeitig wird im § 1 Abs. 2 er-

ster Anstrich „Hallesche Wasser und 
Stadtwirtschaft GmbH (i. F. Stadt-
wirtschaft)“ sowie in allen weiteren 
Paragraphen und Anlagen die Be-
zeichnung „Stadtwirtschaft“ bzw. 

„Stadtwirtschaft GmbH Halle“ er-
setzt durch „HWS“.

c)  in § 1 Abs. 1 S. 1 wird „nach den Vor-
schriften des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes vom 27.09.1994, 
BGBl. I S. 2705 zuletzt geändert 

durch Gesetz zur Vereinfachung der 
abfallrechtlichen Überwachung vom 
15.07.2006, BGBl. I S. 1619 (KrW-/
AbfG)“ ersetzt durch „nach den Vor-
schriften des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes vom 24. Februar 2012, BGBl. I 
S. 212 (KrWG)“

d) in § 2 Abs. 1 wird „§ 3 Abs. 1 KrW-/
AbfG“ ersetzt durch „§ 3 Abs. 1 
KrWG“

e) in § 3 Abs. 1 S. 1 wird „§§ 4 bis 7 
KrW-/AbfG“ ersetzt durch „§§ 7 bis 
11 und 14 KrWG“ und „§§ 10 bis 12 
KrW-/AbfG“ wird ersetzt durch „§§ 
15 und 16 KrWG“ 

f) in § 3 Abs. 2 S. 4 wird „§ 13 Abs. 1 
S. 1 KrW-/AbfG“ ersetzt durch „§ 17 
Abs. 1 S. 1 KrWG“ 

g) in § 3 Abs. 2 S. 5 und § 4 Abs. 4 S. 1 
wird „§ 13 Abs. 1 S. 2 KrW-/AbfG“ 
ersetzt durch „§ 17 Abs. 1 S. 2 KrWG“

h) in § 4 Abs. 3 S. 1 wird „§ 13 Abs. 1 
Satz 1 oder Abs. 3 KrW-/AbfG“ er-
setzt durch „§ 17 Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 2 KrWG“ 

i) in § 6 Abs. 3 wird „, zuletzt geän-
dert durch Zweite Verordnung zur 
Änderung der Verpackungsverord-
nung vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 
1572)“ ersetzt durch „in der jeweils 
geltenden Fassung“ 

j) in § 8 Abs. 2 S. 3 wird „4 Wochen“ 
ersetzt durch „5 Wochen“

k) in § 8 Abs. 3 wird folgender Satz an-
gefügt:

 „Die „Abrufkarte für Sperrmüll“ 

muss spätestens 3 Tage vor dem ge-
wünschten Abfuhrtermin bei der 
HWS eingegangen sein.“

l) in § 11 Abs. 1 S. 2 wird „§ 41 KrW-/
AbfG“ ersetzt durch „§ 48 KrWG“

m) in § 11 Abs. 4 wird „§ 24 KrW-/AbfG“ 
ersetzt durch „§ 25 KrWG“

n) in § 18 Abs. 1 S. 2 wird „vom 
24.04.1996“ ersetzt durch „in der je-
weils geltenden Fassung“

o) in § 18 Abs. 2 S. 5 wird „vom 
25.05.1994“ ersetzt durch “in der je-
weils geltenden Fassung“

p) in § 18 Abs. 4 S. 4 wird „vom 
17.12.2003“ ersetzt durch “in der je-
weils geltenden Fassung“

q) in § 22 Abs. 2 wird „i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 13.06.1996 zu-
letzt geändert durch Art. 11 des Er-
sten Rechts- und Verwaltungsver-
einfachungsgesetzes vom 18.11.2005 
(GVBl. LSA S.698)“ ersetzt durch 

“in der jeweils geltenden Fassung“
r)   in der Anlage 1 „Ausgeschlossene 

Abfälle“  werden im ersten Absatz 
„Vorbemerkung“ die Worte „,zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes zur Vereinfachung der abfall-
rechtlichen Überwachung vom 15. 
Juli 2006 (BGBl. I S. 1619)“ ersetzt 
durch „in der jeweils geltenden Fas-
sung“

s)   in der Anlage 1 „Ausgeschlossene 
Abfälle“ wird die Bezeichnung der 
rechten Spalte ersetzt durch „Ent-
sorgungsausschluss nach § 20 (2) 

KrWG“ 
t)  die Zuordnung folgender Abfallarten 

in Anlage 1 wird wie folgt geändert:

§ 2 Diese Satzung tritt zum 1.1.2013 
in Kraft.

Halle (Saale), den 22.11.2012

Bekanntmachungsanordnung

4. Satzung zur Änderung der „Abfallwirt-
schaftssatzung der Stadt Halle (Saale) vom 
22.11.2006“
Vorlage: V/2012/10949

Halle (Saale), 22.11.2012     Dagmar Szabados
Oberbürgermeisterin



 

* gefährliche Abfallart

Fortsetzung von Seite 9

Bekanntmachung 

der Abfallgebührensatzung der 
Stadt Halle (Saale)

(9) Die Gebührenschuld bei der Entsor-
gung von überlassungsp!ichtigen Abfäl-
len in Containern oder Umleerbehältern 
entsteht mit der Bereitstellung des Con-
tainers oder Umleerbehälters. Die Ge-
bühr wird 14 Tage nach Zugang des Be-
scheides fällig.
(10) Die Gebührenschuld für die Entsor-
gung von Abfällen, die in Folge ihrer Ei-
genart durch besondere Maßnahmen er-
höhte Aufwendungen erfordern (§ 3 Abs. 
14), entsteht mit Beginn der Entsorgungs-
leistungen. Die Gebühr wird 14 Tage 
nach Zugang des Bescheides fällig.
(11) Abfallgebühren können durch die 
Stadt ganz oder teilweise gestundet wer-
den, wenn die Einziehung bei Fälligkeit 
eine erhebliche Härte für den Schuldner 
bedeuten würde und der Anspruch durch 
die Stundung nicht gefährdet erscheint. 
Ist deren Einziehung nach Lage des Ein-
zelfalles unbillig, können sie durch die 
Stadt ganz oder zum Teil erlassen wer-
den.

§ 6 Gebührenänderung und 
Gebührenrückerstattung

(1) Eine Änderung der Gebühr ist auf 
Grund einer verwaltungsbehördlichen 
Maßnahme oder auf Grundlage einer 
veränderten Abfallentsorgungsveranla-
gung gemäß §§ 15 und 17 AbfWS nach 
Maßgabe des § 23 AbfWS möglich.
(2) Bei durch die HWS verschuldeten 
ersatzlosen Ausfällen der Abfallentsor-
gung gemäß § 19 Abs. 3 AbfWS wird 
die Restmüllgebühr auf Antrag anteilig 
für die jeweils nicht erfolgte Entsorgung 
rückerstattet.

§ 7 Verwaltungsgebühren
Für die Bearbeitung folgender Anträge 
werden Verwaltungsgebühren gemäß § 
4 KAG-LSA in Verbindung mit der Ver-
waltungskostensatzung der Stadt Halle 
(Saale) vom 23.11.2005 nach Maßgabe 
des § 13 Tarifnummer 8 erhoben:
1. Antrag auf Personenfreistellung von 
der Abfallgebühr für Wohngrundstücke 
(§ 15 Abs. 2 AbfWS),
2. Antrag auf zeitweilige Grundstücksab-
meldung für Wohngrundstücke (§ 4 Abs. 
7 Ziff. 1 AbfWS),
3. Antrag auf Befreiung vom Anschluss- 
und Benutzungszwang für gewerblich 
genutzte Grundstücke (§ 4 Abs. 7 Ziff. 
2 AbfWS).

§ 8 Anzeige- und Auskunftspflicht
Wechselt der Anschlussp!ichtige, so ist 
dieser Wechsel gemäß § 20 Abs. 6  Ab-
fWS sowohl durch den bisherigen als 
auch durch den neuen Anschlussp!ich-
tigen der HWS unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen.
Bei Unterlassung der Mitteilung hat jeder 
Anschlussp!ichtige erhobene Ansprüche 
gegen sich gelten zu lassen.

§ 9 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig i. S. v. § 16 Abs. 2 Ziff. 
2 KAG-LSA handelt, wer entgegen § 8 
dieser Satzung vorsätzlich oder leicht-
fertig den Wechsel des Anschlussp!ich-
tigen nicht, nicht vollständig, nicht un-
verzüglich oder unrichtig mitteilt und es 
dadurch ermöglicht, Abfallgebühren zu 
verkürzen oder nicht gerechtfertigte Ge-
bührenvorteile zu erlangen.
Die vorstehend bezeichnete Ordnungs-
widrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
10.000 € geahndet werden. 

§ 10 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
28.01.2009 außer Kraft.

Halle (Saale), den 22.11.2012

Bekanntmachungsanordnung

Abfallgebührensatzung der Stadt Halle (Saale) 
Vorlage: V2012/10950

Halle (Saale), 22.11.2012     Dagmar Szabados
Oberbürgermeisterin

1. Abfallgebühren
1.1. Personengebühr für Wohngrundstücke

1.2. Gebühr für Restmüllbehälter

1.3. gesonderte Entsorgungen:
1.3.1. Entsorgung von Biotonnen, die nicht über die Personengebühr bezahlt  

 werden (§ 17 Abs. 1 Satz 4 und 5 AbfWS):

1.3.2. gesonderte Einzelentsorgungen von Restmüllbehältern und Biotonnen

1.3.3. gesonderte Entsorgungen von Abfallsäcken außerhalb eines regulären  
 Entsorgungsrhythmus (§ 17 Abs. 2 Satz 6  AbfWS):

Wird für die Entsorgung von Abfallsäcken (Restmüllsäcken und Grünschnittsäcken) 
ein gesonderter Entsorgungsauftrag erteilt, der eine gesonderte Anfahrt außerhalb 
einer regulären Entsorgungstour erforderlich macht, wird eine Anfahrtgebühr von 
10,00 € je Anfahrt erhoben.
1.3.4. gesonderte Entsorgungen ohne Nutzung von zugelassenen Abfallbehältern 
 (§ 16 Abs. 1 Satz 7 AbfWS):
Die Entsorgungsgebühr bei der Entsorgung von Abfällen ohne Nutzung von zuge-
lassenen Abfallbehältern richtet sich nach dem entstandenen Aufwand und wird in 
Höhe der tatsächlich angefallenen Kosten erhoben.

2. Gebühren für die Entsorgung überlassungspflichtiger Abfälle 
über Umleerbehälter oder Container

2.1. Die Gebühr für die Entsorgung von Umleerbehältern mit Restmüll beträgt:

2.2. Die Gebühren bei der Einzelabfuhr über Container ergeben sich aus Abfuhr- und 
ggf. Mietgebühr und betragen:

2.3. Die Entsorgungsgebühren für die Entsorgung von überlassungsp!ichtigen Ab-
fällen betragen:

In der Entsorgungsgebühr enthalten sind die Kosten für erforderliche Vorbehand-
lungen und die Kosten für die Verwertung oder Beseitigung des Abfalls.
Sofern ein überlassener Abfall aufgrund seiner Eigenart (z. B. seiner speziellen Zu-
sammensetzung/Vermischung) durch besondere Maßnahmen erhöhte Aufwendungen 
oder andere Entsorgungswege als die in der Tabelle zugrunde gelegten erfordert, 
wird die Entsorgungsgebühr in Höhe des entstandenen Entsorgungsaufwandes fest-
gesetzt (§ 3 Abs. 14)

3. Entsorgungsgebühren für die Anlieferung von Abfällen zur 
Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 

Haushaltungen an der Waage der HWS
Für die Entsorgung von angelieferten Abfällen zur Beseitigung aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die von der Einsammlungs- und Be-
förderungsp!icht nach § 3 Abs. 3  Satz 5  AbfWS ausgeschlossen sind, wird eine 
Entsorgungsgebühr in Höhe des entstandenen Aufwandes erhoben. Die betref-
fenden Abfälle sind in der Anlage 1 zur AbfWS mit einem „B“ gekennzeichnet.

4. Gebühren für die Entsorgung von Sonderabfallkleinmengen 
4.1 Bei Selbstanlieferung von Sonderabfallkleinmengen an der Schadstoffannahme-

stelle Äußere Hordorfer Str. 12 werden folgende Entsorgungsgebühren erhoben:

4.2 Die Gebühren für das Handling und den Übernahmeschein betragen:

4.3 Bei Abholung von Sonderabfallkleinmengen vom Abfallbesitzer durch die HWS 
wird zusätzlich zu den Gebühren nach Ziff. 4.1. und 4.2. dieser Anlage eine An-
fahrtgebühr in Höhe von 15,00 € je Anfahrt erhoben. 

5. Sonstige Gebühren
5.1 Abfuhr von Sperrmüll aus privaten Haushaltungen über die „Abrufkarte für 

Sperrmüll“ als Terminabfuhr (§ 8 Abs. 3 AbfWS)

5.2 Abfuhr von Sperrmüll durch Pressfahrzeug ohne Nutzung der „Abrufkarte für 
Sperrmüll“

5.3. Selbstanlieferung von Sperrmüll aus privaten Haushaltungen

5.4. Selbstanlieferung von Sperrmüll aus anderen Herkunftsbereichen

Fortsetzung der Anlage zur AbfGS Halle (Saale) ab 01.01.2013 „Gebührentarif“ 
auf der nachfolgenden Seite 11

Hinweis: Zu den genannten Gebühren für die Press-, Absetz- und Abrollcontai-
ner kommen die Entsorgungsgebühren in Abhängigkeit von der Abfallart nach 
Ziff. 2.3. dieser Anlage hinzu.

Gebührentarif (Anlage zur AbfGS Halle (Saale) ab 01.01.2013)

* gefährliche Abfallart  (2) Die Gebühr gilt pro angefangenem kg.
Hinweis: Zur Entsorgungsgebühr kommen noch eine Gebühr für das Handling 
(Einsortieren und Verpackung) und eine Gebühr für den Übernahmeschein (pro 
Abfallart) nach Ziff. 4.2. dieser Anlage hinzu.

Zusätzlich wird eine Anfahrtgebühr von 15,00 € je Anfahrt erhoben.

(1) Wird ein reines Wohngrundstück (ohne jegliche gewerbliche, freiberu"iche oder 
anderweitige Mitnutzung) nur von einer Person bewohnt und ist der kleinstmög-
liche Restmüllbehälter MGB 60 Liter mit dem längstmöglichen Entsorgungsrhyth-
mus veranlagt, wird die Restmüllgebühr für den betreffenden Zeitraum halbiert.

Zusätzlich wird eine Anfahrtgebühr von 10,00 € je Anfahrt erhoben.

Hinweis: In den genannten Gebühren sind die Entsorgungsgebühren für den Rest-
müll enthalten.

Die Gebühr gilt pro angefangenem m3.  Der erste m3 ist gebührenfrei.
Für Sperrmüll von Grundstücken, die nicht an die regelmäßige Abfallentsor-
gung der Stadt angeschlossen sind, wird die Gebühr auch für den ersten m3 er-
hoben (§ 3 Abs. 11). 

Die Gebühr gilt pro angefangenem m3.

* gefährliche Abfallart



 

Weitere Stellenausschreibungen der 
Stadt Halle (Saale) finden Sie im 
Internet unter www. halle.de/de/
Rathaus-Stadtrat/Arbeitgeber-Stadt

Sperrmüllentsorgung – Vorausszahlung bei Sondertermin: Am 1. Januar 2013 treten 

-

 

Unterfluranlage für
Altglascontainer

Die Mitte November am Preßlersberg ent-
fernten Altglascontainer werden durch eine 
neue Unter!uranlage zur Altglasentsorgung 
ersetzt. Die Nutzung der Anlage wird vor-
aussichtlich ab 20. April 2013 möglich sein. 
Als Alternative können die Glascontainer in 
der Wolfstraße und an der Einmündung des 
Johannesplatzes, in die Liebenauer Straße 
sowie die Unter!uranlage in der Otto-Kili-
an-Straße genutzt werden. 

Achtung! Abgabe der
Prüfberichte

Das Ordnungsamt erinnert alle Gewerbe-
treibenden, die eine Gewerbetätigkeit als 
Finanzmakler, Bauherr oder Baubetreuer 
in der Stadt Halle angemeldet haben, an die 
Abgabe ihres Prüfungsberichtes bzw. der 
entsprechenden Negativerklärung gem. § 
16 Abs. 1 der Makler- und Bauträgerverord-
nung für das Kalenderjahr 2011. Diese müs-
sen dem Amt bis zum 31.12.2012 vorliegen. 
Rückfragen: Evelin Herrig, 0345 221-14 09.

Fortsetzung von Seite 10: 

Gebührentarif
Anlage zur AbfGS Halle (Saale) ab 01.01.2013

5.5. Selbstanlieferung von Wurzelholz

5.6. Selbstanlieferung von Bau- und Abbruchabfällen aus privaten Haushaltungen 
bis 1 m3

5.7. Schadstoffhaltige Haushaltsabfälle in Gebinden > 25 Liter : Die Entsorgungsge-
bühr für schadstoffhaltige Haushaltsabfälle in Gebinden > 25 Liter wird analog 
Ziff. 4.1. (ohne Beachtung des Hinweises unter der Tabelle) und 4.3. dieser An-
lage erhoben. 

5.8. Schadstoffhaltige Haushaltsabfälle von Grundstücken, die nicht an die regelmä-
ßige Abfallentsorgung der Stadt angeschlossen sind (§ 3 Abs. 11): Für schadstoff-
haltige Haushaltsabfälle von Grundstücken, die nicht an die regelmäßige Abfal-
lentsorgung der Stadt angeschlossen sind, wird die Entsorgungsgebühr analog 
Ziff. 4.1. (ohne Beachtung des Hinweises unter der Tabelle) und 4.3. dieser An-
lage erhoben. 

5.9. Restmüllsäcke: Die Gebühr für einen Restmüllsack beträgt 2,00 €. Die Entsor-
gungsgebühr ist darin enthalten.

5.10. Grünschnittsäcke: Die Gebühr für einen Grünschnittsack beträgt 0,85 €. Die 
Entsorgungsgebühr ist darin enthalten.

5.11. Sonstiges: Für Abfälle, die in Folge ihrer Eigenart beim Einsammeln, Befördern 
oder Behandeln/Entsorgen durch besondere Maßnahmen erhöhte Aufwendungen 
erfordern, werden Gebühren in Höhe des entstandenen Aufwandes erhoben.

Öffentliche Stellen-Ausschreibungen
Bei der BMA BeteiligungsManagement-
Anstalt Halle (Saale), Anstalt des öffentli-
chen Rechts der Stadt Halle (Saale), ist zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt eine Stelle als 
Beteiligungsmanager(in) (Wohnungs-
wirtschaft, Kultur, überregionaler Ver-
kehr) zu besetzen. Die BMA Beteiligungs-
ManagementAnstalt Halle (Saale) hat die 
Aufgabe, für die knapp 100 kommunalen Be-
teiligungen der Stadt Halle (Saale) mit über 
8.000 Arbeitnehmern ein effektives Beteili-
gungsmanagement zu gewährleisten. Zu den 
Aufgaben gehören insbesondere die eigen-
ständige Betreuung städtischer Vertreter in 
den Aufsichtsgremien kommunaler Beteili-
gungen, die strategische Beratung der Stadt 
und das Reporting an Entscheidungsträger 
im „Konzern Stadt Halle (Saale)“.

Anforderungen: abgeschlossenes Hoch-
schulstudium und ein deutlicher beru!icher 
Schwerpunkt in kaufmännischen Aufgaben-
stellungen der oben genannten Bereiche, gute 
Kenntnisse der Controllinginstrumente und 
-methoden, analytisches und strategisches 
Denkvermögen, Grundverständnis für die 
Aufgabenverteilung gesellschaftsrechtlicher 
Organe, Flexibilität, Sozialkompetenz  und 
Eigeninitiative

Aufgaben: Analyse und Bewertung von 
Beschlussvorlagen der Beteiligungen, Sich-
tung von Unterlagen städtischer Gremien 
zu beteiligungsrelevanten Themen, Recher-
chen für Lösungsansätze beteiligungsspezi-
$scher Konzepte, Erstellung entsprechender 
Präsentationen und diverser Berichte, Ver-

tretung des Beteiligungsmanagements im 
städtischen Umfeld. Angeboten wird eine 
leistungsgerechte Vergütung. Die BMA Be-
teiligungsManagementAnstalt Halle (Saale) 
fördert die Beschäftigung von Frauen und 
begrüßt deren Bewerbung ausdrücklich. 
Schwerbehinderte, die sich für diese Tätig-
keit interessieren, werden bei gleicher Eig-
nung bevorzugt berücksichtigt. Wir freuen 
uns auf Ihre aussagefähige Bewerbung in 
schriftlicher Form (tab. Lebenslauf, Licht-
bild, Zeugniskopien) unter Angabe Ihrer Ge-
haltsvorstellungen. Ihre Bewerbung richten 
Sie bitte bis zum 7. Dezember 2012 an: Vor-
stand der BMA BeteiligungsManagement-
Anstalt Halle (Saale), Universitätsring 6a, 
06108 Halle (Saale). Heinrich Lork, Vorstand

*
Bei der BMA BeteiligungsManagemen-
tAnstalt Halle (Saale), Anstalt des öffent-
lichen Rechts der Stadt Halle (Saale), ist 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine Stel-
le als Beteiligungsmanager(in) (Stadtwer-
ke-Verbund) zu besetzen. Die BMA Betei-
ligungsManagementAnstalt Halle (Saale) 
hat die Aufgabe, für die knapp 100 kommu-
nalen Beteiligungen der Stadt Halle (Saale) 
mit über 8.000 Arbeitnehmern ein effektives 
Beteiligungsmanagement zu gewährleisten. 
Zu den Aufgaben gehören insbesondere die 
eigenständige Betreuung städtischer Vertre-
ter in den Aufsichtsgremien kommunaler 
Beteiligungen, die strategische Beratung der 
Stadt und das Reporting an Entscheidungs-
träger im „Konzern Stadt Halle (Saale)“.

Anforderungen: abgeschlossenes Hoch-
schulstudium und ein deutlicher beru!icher 
Schwerpunkt in kaufmännischen Aufgaben-
stellungen des oben genannten Bereiches, 
gute Kenntnisse der Controllinginstrumente 
und -methoden, analytisches und strate-
gisches Denkvermögen, Grundverständnis 
für die Aufgabenverteilung gesellschafts-
rechtlicher Organe, Flexibilität, Sozialkom-
petenz  und Eigeninitiative

Aufgaben: Analyse und Bewertung von 
Beschlussvorlagen der Beteiligungen, Sich-
tung von Unterlagen städtischer Gremien 
zu beteiligungsrelevanten Themen, Recher-
chen für Lösungsansätze beteiligungsspezi-
$scher Konzepte, Erstellung entsprechender 
Präsentationen und diverser Berichte, Ver-
tretung des Beteiligungsmanagements im 
städtischen Umfeld. Angeboten wird eine 
leistungsgerechte Vergütung. Die BMA Be-
teiligungsManagementAnstalt Halle (Saale) 
fördert die Beschäftigung von Frauen und 
begrüßt deren Bewerbung ausdrücklich. 
Schwerbehinderte, die sich für diese Tätig-
keit interessieren, werden bei gleicher Eig-
nung bevorzugt berücksichtigt. Wir freuen 
uns auf Ihre aussagefähige Bewerbung in 
schriftlicher Form (tab. Lebenslauf, Licht-
bild, Zeugniskopien) unter Angabe Ihrer 
Gehaltsvorstellungen. Ihre Bewerbung rich-
ten Sie bitte bis zum 7. Dezember 2012 an: 
Vorstand der BMA BeteiligungsManage-
ment-Anstalt Halle (Saale), Universitäts-
ring 6a, 06108 Halle (Saale). 

Heinrich Lork, Vorstand

Vor einigen Wochen öffnete 
das KFZ-Prüfzentrum 
Köhler in Halle am neuen 
Standort in der Delitzscher 
Straße 34 (Kreuzung 
Delitzscher-/Freiimfelder Str.) 
seine Pforten.
Damit verbessern sich nicht 
nur für die rund 20 Mit- 
arbeiterinnen und Mit- 
arbeiter die Arbeitsbeding-
ungen. Durch das Engage-
ment der Firma Köhler hat 
auch die gesamte Straßen-
kreuzung erheblich an 
Attraktivität gewonnen. 
Denn unansehnliche, leer-
stehende Mietshäuser 
wurden durch ein schickes 
Bürogebäude nebst hoch-
moderner Prüfhalle und 
großzügiger Freifläche er-

setzt. „Mit dieser neuen 
Prüfstelle können wir 
unseren Kunden in Halle 
und den umliegenden Orten 
zentral einen umfang- 
reichen ingenieurtechni-
schen Service rund um´s  
Kraftfahrzeug bieten. Gleich-
zeitig sind wir damit für die 
kommenden Jahre bestens 
gerüstet, mit der techni-
schen Entwicklung der zu 

prüfenden Kraftfahrzeuge 
Schritt zu halten“, so Ge-
schäftsführer Thomas Köh-
ler. Die Palette reicht von 
den nach StVZO 
(Partner der GTÜ) vor- 
geschriebenen Hauptunter-
suchungen bis hin zur 
Begutachtung und Bewer-
tung sämtlicher Fahr-
zeugspezifikationen. Selbst 
Oldtimer sind hier in guten 

Händen, wenn es um Wert- 
und technische Gutachten 
sowie Oldtimerpass geht. 
Für Viele noch interessanter 
sind die Dienstleistungs- 
angebote der Firma Köhler, 
weil sie zudem auch Ver-
tragsprüfstation des ADAC 
ist. 
Parallel zur Durchführung 
der gesetzlich vorge- 
schriebenen  Hauptunter- 
suchung  für Pkw können 
nun auch Transporter und 
Lkw auf Herz und Nieren 
geprüft werden. Durch die 
hervorragende Lage dieses 
Eckgrundstückes ist eine 
problemlose Ein- und Aus-
fahrt ohne Wendemanöver 
selbst für große Brummis 
möglich.

Technische Überprüfung an neuem Ort
KFZ-Sachverständigenbüro Köhler seit über 20 Jahren in Halle

Halle · Saalekreis · Burgenlandkreis · Merseburg-Querfurt

Ihr Partner für
! Erteilung der Umweltplaketten
! Beratung zur Plaketteneinstufung
! Bestätigung bei fehlenden Nachrüstungsmöglichkeiten
! Bestätigung bei Unzumutbarkeit der Nachrüstung

KFZ-PRÜFZENTRUM 
KÖHLER

Ihr Partner für:
Hauptuntersuchung nach § 29 StVZO
Unfall- und Bewertungsgutachten
Feinstaubplaketten
ADAC Vertragsprüfstation Niedersachsen

Sachsen-Anhalt

www.prüfzentrum-halle.de

57 57 57

MitternachtsEventSauna
in der SteinTherme Bad Belzig

www.steintherme.dewww.steintherme.dewww.steintherme.de

Freitag,
30. November 2012
22 bis 2 Uhr

Foto: sarsmis - Fotolia.com

Thema:
Mittelmeer
- Italien

Bau- und Containerdienst Brachstedt
Telefon

03 46 04/2 01 40
Funk 01 77 / 2 27 38 32

THB
Container

1,5 – 4 m³
Container5 – 10 m³

Stadtratsfraktion Mitbürger für Halle – NEUES FORUM
Die hallesche Stadtratsfraktion MitBÜRGER 
für Halle – NEUES FORUM sucht zum 1. Ja-
nuar 2013 eine/n Fraktionsmitarbeiter/in be-

fristet für 18 Monate. Die ausführliche Stel-
lenbeschreibung $nden Sie unter www.frakti-
on-mitbuergerfuerhalle-neuesforum.de.

Verordnung über die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen 
für Taxis in der Stadt Halle (Saale) ab dem 1. Juli 2012

veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Halle 
(Saale) am 2. Juni 2000; Änderung § 13 Abs. 
2, veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Hal-
le (Saale) am 5. Dezember 2001; Änderung § 
2, Abs. 1, § 4 Abs. 2, § 14 Abs. 3, veröffent-
licht im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale) am 
7. Dezember 2005; Änderung § 2 Abs. 1b und 
1c, veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Halle 
(Saale) am 3. Dezember 2008; Änderung § 2 
Abs.1b und 1c, § 5 und § 13 Abs.1a, veröffent-
licht im Amtsblatt der Stadt Halle (Saale) am 
30.Mai 2012; Änderung § 2 Abs.1b und 1c, § 
4, veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Hal-
le (Saale) am 28. November 2012). Aufgrund 
der §§ 47 Abs. 3, Satz 1 und 2, und 51 Abs. 1, 
Satz 1 und 3, des Personenförderungsgesetzes 
(PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. August 1990 (BGBl. l S. 1690), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 22. November 2011 (BGBl. I S. 2272) in 
Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 29c der All-
gemeinen Zuständigkeitsverordnung für die 

Gemeinden und Landkreise zur Ausführung 
von Bundesrecht (AllgZustVO-Kom) vom 7. 
Mai 1994 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 12. Oktober 2011 
(GVBl. LSA S. 724) wird verordnet:

§ 2 Fahrpreis
Paragraph 2 Abs. 1 b und c wird bezüglich 

dem Zuschlag für Großraumtaxen wie folgt 
ergänzt: * Zuschläge: 5,00 EUR (einmaliger 
Zuschlag für Großraumtaxen  ab fünf Fahr-
gästen oder bei ausdrücklicher Bestellung). 

§ 4 Spezielle Beförderungsbedingungen 
zum und vom Flughafen Leipzig/Halle  

– Flughafentarif –
(1)  Für Beförderungsleistungen zum Flug-

hafen Leipzig/Halle und zurück gelten die 
Tarife der Vereinbarung zum Bereithaltungs-
recht am Flughafen  Leipzig/Halle für Taxen 
in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Die Tarife der Vereinbarung zum Be-
reithaltungsrecht am Flughafen Leipzig/Halle 
entsprechen dem Tarif nach § 2 Abs.1, Buch-

stabe b und c dieser Verordnung.  
(3) Zugunsten der in der Stadt Halle (Saale) 

zugelassenen Taxis besteht gem. § 47 Abs. 2 
Satz 3 PBefG ein Bereithaltungsrecht am 
Flughafen Leipzig/Halle unter der Voraus-
setzung, dass der Taxiunternehmer mit dem 
Eigentümer des Flughafens eine privatrecht-
liche Vereinbarung abschließt.

(4) Für Taxiunternehmen, welche vom Be-
reithaltungsrecht gemäß § 4 Abs. 3 dieser 
Verordnung Gebrauch machen, besteht in die 
P!ichtfahrgebiete der an der Vereinbarung 
beteiligten Gebietskörperschaften (Land-
kreise Leipzig, Saalekreis und Nordsachsen 
sowie die Städte Leipzig und Halle/Saale) 
eine Beförderungsp!icht.

§ 14 In-Kraft-Treten
(3) Die Änderung der Verordnung, zuletzt 

geändert am 01.Juli 2012, tritt mit Wirkung 
zum 01. Dezember 2012 in Kraft.

Halle (Saale), 23. 11. 2012
Dagmar Szabados, Oberbürgermeisterin



               BEKANNTMACHUNGEN/ANZEIGEN

Fenster · Türen

Seit 20 Jahren zufriedene Kunden
in 

Sachsen · Sachsen-Anhalt · Brandenburg · Berlin

Besuchen Sie unsere Ausstellung auf über 350 qm
04849 Bad Düben · Brückenstraße 5

Tel. 03 42 43 - 31 10
geöffnet: Mo-Fr: 8 - 17 Uhr und Sa: 9 - 12 Uhr (oder nach Vereinbarung)

Parkett- und Bodenbelagsarbeiten
 Neuverlegung und Renovierung
Designbeläge Innenausbau

Inwendener Str. 12
06188 Landsberg OT Oppin
Tel.: 034604 - 24861
Mobil: 0170 - 7788380

Zur steuerlichen Betreuung von Arbeitnehmern
suchen wir qualifizierte Steuerfachleute zur Verstärkung unseres Teams.

Infos unter www.vlh.de.
Rufen Sie uns bitte unter der Nummer 03 45 / 6 82 06 89 an.

Einladung zur Mitgliederversammlung
Liebe Samariterinnen und Samariter,
der ASB Regionalverband Halle/Saalkreis e.V.
und
der ASB Regionalverband Bitterfeld/Wittenberg e.V.
laden alle Samariterinnen und Samariter zur Mitgliederver-
sammlung ein.

Die Mitgliederversammlung findet am 13.12. 2012 statt.

Ort: ASB Regionalverband Halle/Saalkreis e.V.
Hordorfer Straße 5
06112 Halle

Uhrzeit: 13.00 Uhr

Tagesordnung:

1. Eröffnung und Begrüßung
2. Annahme der Tagesordnung
3. Bestätigung der Versammlungsleitung
4. Abstimmung über die Verschmelzung des ASB

Regionalverbandes Halle/Saalkreis e.V.
und des ASB Regionalverbandes
Bitterfeld/Wittenberg e.V.

5. Antrag auf Neufassung der Satzung des ASB
Regionalverbandes Halle/Bitterfeld e.V.

6. Abstimmung über Neufassung der Satzung des
ASB Regionalverbandes Halle/Bitterfeld e.V.

7. Abschluss

Der entsprechende Entwurf der Satzung, der Verschmel-
zungsvertrag und der Verschmelzungsbericht liegen in den
Geschäftsstellen Halle, Hordorfer Straße 5
sowie
Bitterfeld, Töpferwall 47 und selbstverständlich auch zur Mit-
gliederversammlung zur Einsichtnahme aus.

Der Vorstand des ASB Regionalverbandes Halle/Saalkreis e. V.
Der Vorstand des ASB Regionalverbandes Bitterfeld/Wittenberg e. V.

Bekanntmachung der EVH GmbH
Preise für die Grund- und Ersatzversorgung Strom, gültig ab dem 1. Januar 2013

Sehr geehrte Kunden der EVH GmbH,

auf der Grundlage der Stromgrundversorgungsverordnung – StromGVV – vom 7. November 2006, gültig 
seit dem 8. November 2006, bietet die EVH GmbH innerhalb ihres Grundversorgungsgebietes für grund- und 
ersatzversorgte Kunden Strom zu den nachfolgenden allgemeinen Preisen an. Die seit dem 1. Januar 2011 
geltenden Preise der Grund- und Ersatzversorgung für Strom der EVH GmbH treten gleichzeitig außer Kraft.

Preisblatt

Grundversorgung1/Ersatzversorgung2 für Strom

       Sonstiger Bedarf3 
       bis einschließlich 10.000 kWh,
       Eigenverbrauch für berufliche,
   Haushaltskunden   landwirtschaftliche und gewerbliche  
   (überwiegend für Eigenverbrauch)  Zwecke (Kleingewerbekunden)
          

        netto                 brutto*                         netto                        brutto*

Arbeitspreis
Cent/kWh                    22,06    26,25              22,42     26,68

- bei Eintarifmessung

Grundpreis
Euro/Jahr                    67,69    80,55            103,98   123,74

- bei Eintarifmessung

Grundpreis
Euro/Jahr                    88,69  105,54            124,98   148,73

- bei spezieller Messtechnik4

Hinweis zu den ausgewiesenen Preisen:
In den Arbeitspreisen enthalten sind die Stromsteuer in Höhe von 2,05 Cent/kWh, die Abgaben aus dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) und dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) sowie die Konzessionsabgabe an die Stadt Halle im Rahmen der 
Verordnung über Konzessionsabgaben für Strom und Gas vom 9. Januar 1992 (zuletzt geändert am 1. November 2006).
Es gilt eine Konzessionsabgabe von 1,99 Cent/kWh.

*Die ausgewiesenen Bruttopreise (inkl. Umsatzsteuer in Höhe von derzeit 19 %) wurden auf zwei Stellen 
 nach dem Komma gerundet. 

1 gilt bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen der §§ 36, 37 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
  in Verbindung mit der Stromgrundversorgungsverordnung (StromGVV)
2 gilt bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen von § 38 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
  in Verbindung mit der Stromgrundversorgungsverordnung (StromGVV)
3 Die Preise gelten ebenfalls für Stromverbräuche > 10.000 kWh im Jahr
4 Dieser Grundpreis wird berechnet, wenn in Ihrer Verbrauchsstelle spezielle Messtechnik installiert ist, z. B. Zweitarifzähler, 
  Leistungszähler, Zweirichtungszähler oder ein Zähler gemäß § 21 b EnWG

Zeitgleich ändern sich zum 1. Januar 2013 die Preise für alle Halplus Strom Produkte in Halle (Saale). 
Näheres unter www.evh.de.

Ihre EVH GmbH

STELLENANGEBOTE

BEKANNTMACHUNGEN

GELD-Anlage 
ohne 

zinsabschlag:

Der VERANDA-Wohn-  
Wintergarten, z. B. 4 x 3 m 

jetzt ab 9.895,– C
Wintergärten und Terrassen- 
überdachungen ab Werk
Steffen Meersteiner 
VWW Veranda GmbH

Tel.: 034205/42 119; Fax: 45 373 
info@steffen-meersteiner.de 
www.veranda-wintergarten.de

Abb. mit Zusatzausstattung

Stausee Leibis !!!

4 ÜHP, 159,– C p.P.
6 ÜHP, 209,– C p.P.

+ Ferienhäuser!
Tel. 0  36  701/2 00 80

www.waldhotel-feldbachtal.de

URLAUB IM ! DER MOSEL! z.B.
3x HP 118 €/5x HP 195 €/7x HP 265 €

reichhaltige Frühstücks- und Abendbuffets
Hotel Mosella · 56859 Bullay/Bahnstation

Tel. 0 65 42 / 90 00 24 · Fax 90 00 25
kostenl. Prosp. anf. · www.hotel-mosella.de

REISE UND ERHOLUNG

Bekanntmachungsanordnung

Dagmar Szabados, Oberbürgermeisterin

1. Verordnung zur Änderung der Gefahrenabwehrverordnung 
der Stadt halle (Saale) vom 21. November 2007

Auf Grund der §§ 1 und 94 Abs. 1 Nr. 1 des Ge-
setzes über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung des Landes Sachsen-Anhalt (SOG LSA) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2003 (GVBl. LSA S. 215) hat der Stadt-
rat der Stadt Halle (Saale) in seiner Sitzung am 
24.10.2012 für das Gebiet der Stadt Halle (Saale) 
folgende 1. Verordnung zur Änderung der Ge-
fahrenabwehrverordnung der Stadt Halle (Saale) 
vom 21.11.2007 erlassen.

§ 1
§ 11 Abs. 2 Tiere wird um folgenden Satz 4 er-
weitert: Hierzu ist ein geeignetes Behältnis mit-

zuführen und auf Verlangen den Vollzugskräf-
ten vorzuweisen.

§ 2
§ 17 Abs. 1 Ordnungswidrigkeiten wird um fol-
genden Eintrag ergänzt: entgegen § 11 Abs. 2 
als Halter oder Führer kein geeignetes Hilfs-
mittel für Aufnahme und Transport von Tier-
kot mitführt oder dieses nicht auf Verlangen 
vorweist,

§ 3
Diese 1. Verordnung zur Änderung der Gefah-
renabwehrverordnung vom 21.11.2007 tritt 1 
Woche nach ihrer Verkündung im Amtsblatt 

der Stadt Halle (Saale) in Kraft.

Dagmar Szabados, Oberbürgermeisterin

Theater-Tickets 
zu Hause drucken

Der Web-Shop der Bühnen Halle ist um 
die Print@home-Funktion erweitert wor-
den. Unter www.buehnen-halle.de kön-
nen im Webshop der Bühnen Halle Thea-
ter- und Konzertkarten nicht nur direkt er-
worben und bezahlt werden. 

Durch die Print@home-Funktion kön-
nen die Tickets darüber hinaus ab sofort 
bereits zu Hause ausgedruckt werden. Die-
se müssen dann lediglich an der Abendkas-
se vor der Vorstellung registriert werden 
und gelten somit als reguläre Eintrittskarte 
für die jeweils gebuchte Vorstellung. Eine 
zusätzliche Gebühr entsteht durch den On-
line-Kauf nicht.

Albert-Ebert-Schau
im Kunstforum

Das Kunstforum der Saalesparkasse, 
Bernburger Straße 8, präsentiert in sei-
ner neuesten Schau (Eröffnung am ges-
trigen 27. November) über 70 Werke des 
halleschen Malers Albert Ebert. Die ge-
zeigten Arbeiten stammen aus der Pri-
vatsammlung von Else Ebert. Die Wit-
we des Malers macht damit höchst selten 
gezeigte Werke des Künstlers für die Öf-
fentlichkeit zugänglich. Die Expo „Seite 
an Seite - Mein Mann Albert Ebert“ ist 
bis zum 6. Januar 2013 zu sehen. 

Ministerpräsident
dankt Stadt Halle

Das Bene!zkonzert auf Einladung von 
Bundespräsident Joachim Gauck am 7. 
September 2012 in Halle hat genau 68 
283 Euro erbracht. Das Geld kommt dem 
Blinden- und Sehbehindertenverband 
Sachsen-Anhalt zugute. Ministerpräsi-
dent Reiner Haseloff dankte der Staats-
kapelle Halle unter der Leitung von 
GMD Karl-Heinz Steffens und der Soli-
stin Ragna Schirmer, die auf ihr Honorar 
verzichtet hatten, sowie der Stadt Hal-
le (Saale) und der Event-net GmbH als 
Pächterin der Händel-Halle. Unter an-
derem durch die mietfreie Überlassung 
der Händel-Halle und den Verzicht auf 
zustehende Vorverkaufsgebühren konn-
ten die Konzertkosten sehr niedrig ge-
halten werden.

Stadtschülerrat
neu gewählt

Die Mitglieder des Stadtschülerrates der 
Stadt Halle (Saale) sind jetzt turnusge-
mäß gewählt worden. In den Rat wurden 
14 neue Mitglieder gewählt. Er besteht 
nunmehr aus 20 Mitgliedern und Ersatz-
mitgliedern aller wahlberechtigten Schul-
formen. Gleichzeitig wählte der neue 
Stadtschülerrat drei neue Sprecher. Als er-
ster Sprecher fungiert Karl Kuhn, Schüler 
des Georg-Cantor-Gymnasiums. Stellver-
tretende Sprecherinnen sind Lilli Mißal-
la sowie Sarah Sacher, beide Schülerinnen 
der Kooperativen Gesamtschule „Wil-
helm von Humboldt“. Die Postzustellung 
für den Stadtschülerrat erfolgt über das 
Amt für Schule und Sport, Kaulenberg 
4, 06108 Halle (Saale).

Amt für Schule und Sport

Ostseebad 
Kühlungsborn-Ost
Hotel „Zur Sonne“, Dünenstraße 9a 
Telefon: 03 82 93 / 6 06-40; Fax: -44

22.12. – 27.12. Ü/HP 2 Personen  500,– H 

28.12. – 02.01. Ü/HP 2 Personen  600,– H

Herzlich willkommen! 
www.hotel-zur-sonne-kuehlungsborn.de
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